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Editorial 


Hallo liebe Leser_innen! 


in der vorangegangenen Zeitungsausgabe von REVOLUTION sagten wir im Editorial, 
dass das Jahr 2011 voller Kämpfe und neuer Entwicklungen sein würde. Wir haben uns 
nicht geirrt! 


Während westliche Staaten in Libyen mit Luftbombardements eingreifen und darüber 
sinnieren, wie ein Bodenkrieg zu ihren Gunsten zu gewinnen sei, gehen die Kämpfe 
im arabischen Raum gegen die Diktaturen weiter. Doch auch andernorts weltweit fin- 
den Proteste statt. Nichts destotrotz enden viele dieser Proteste ın Niederlagen. Immer 
klarer zeichnet sich das Fehlen einer entschlossenen revolutionären Kraft ab, die dazu 
in der Lage ist den Widerstand gegen die Regime, in eine bewusste Revolution umzu- 
wandeln, eine internationale revolutionäre Partei der Arbeiterklasse. 


Aber nicht nur durch sozialen Angriff entblößt der Kapitalismus seine grauenhaftesten 
Seiten. Gemeint ıst das Unglück oder besser der GAU ın Fukushima. Viele sogenannte 
Experten behaupten nun, dass dıe Katastrophe durch das Erdbeben und den folgenden 
Tsunami Zustande kam. Wir fragen, wer kam auf die Idee, Atomkraftwerke an eine 
der am stärksten von Erdbeben betroffene Region weltweit zu bauen? Wer war und ist 
es, der Wartungen vernachlässigt, Fakten verheimlicht und neue regenerative Energi- 
equellen zurückhält? Es sind diese Fragen, die auch hier zu Lande die Schwarz-Gelbe 
Regierung in Bedrängnis zu bringen scheinen. Das ist auch gut so. 


Im März sahen wir in diesem Zusammenhang eine der größten Proteste, die es jemals 
gegen die Atomkraft in Deutschland gab. Bedauernswerter Weise werden diese Pro- 
teste nun aber von Grünen und SPD geführt. Zwei Parteien, die es 2003 überhaupt erst 
ermöglichten, dass es zu einer Laufzeitverlängerung kommen konnte. Natürlich un- 
terstützen wir Massenmobilisierungen auf der Straße. Wir drängen Parteien, wie SPD 
oder LINKE dazu, aber wir betonen auch klar, dass sie keine Alternative zu den Proble- 
men des Kapitalismus bieten. 


Was uns zu der grundlegenden Thematik führt, der politischen Führung der Arbeiter- 
klasse, der Jugend und der ım Kapitalismus Unterdrückten im allgemeinen. Momentan 
ist diese Führung reformistisch, wie zum Beispiel in Form der SPD oder sogar offen 
bürgerlich, wie die Grünen beweisen. Die Landtagswahlen in Baden Württemberg ha- 
ben das klar gezeigt. Doch dieser Zustand muss unbedingt offen bekämpft werden, wol- 
len Revolutionäre eine Chance haben, sich in den kommenden Auseinandersetzungen 
mir den Kapitalıst innen durchzusetzen. Gerade am ersten Mai, dem Kampftag der 
Arbeiterklasse, wırd dies von neuem klar. Wir denken, dass die „Latschdemos“ der 
bürokratisch geführten Gewerkschaften ein Ende finden müssen. Unsere Zeit muss eine 
Zeit des Klassenkampfes sein. 


Lasst uns daher für eine revolutionäre Perspektive kämpfen. Doch diese Perspektive 
wird nicht in kleinen Hinterzimmern oder auf kleinen „revolutionären Demonstra- 
tionen“ verteidigt, sondern in Massenbewegungen, in den Reihen der reformistisch 
geführten Arbeiterklasse. Wer sich revolutionär nennt, darf daher den offenen Kampf 


4 gegen den Reformismus nicht scheuen. Das ist die eindeutige Losung unserer Zeit! 
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Nun wünschen wir euch viel Spaß beim Lesen. Wir freuen uns über Anmerkungen, 
Ergänzungen und Kritik: germany@onesolutionrevolution.de 


Eure REVOLUTION Zeitungsredaktion 


April 2011 
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Japan — die Katastrophe und die Folgen 





Ein Artikel von Ernesto 


Fukushima: Ein Kleinkind wird auf Strahlen untersucht (Bild: dpa, tagesschau.de) 


DIE Ereignisse in Japan im März 


hielten die Welt ın Atem — ein Erdbe- 
ben, eine folgende Tsunami-Welle und 
dann noch die nukleare Katastrophe. In 
dem folgenden Artikel wollen wir eine 
Übersicht über die Ereignisse und eine 
politische Einschätzung darüber geben. 
Vor allem die nukleare Katastrophe, die 
jetzt (Mitte Aprıl) immer noch nicht un- 
ter Kontrolle ist, hatte Auswirkungen 
weit über Japan hinaus. In Deutschland 
verkündet Kanzlerin Merkel mal eben ein 
Atom-Moratorium für die Laufzeitverlän- 
gerung, die sie gerade eben noch mit ihrer 
Regierung genehmigt hat. Der Energie- 
Kommisar der EU, Günther Öttinger, 
sprach davon, dass wir aus der Atomkraft 
wohl doch früher aussteigen müssten 
— als Ministerpräsident von Baden- 
Württemberg war er einer der größten 


Befürworter der Atomkraft und setzte 


sich seit langem für die Laufzeitverlän- 
gerung ein. Auf diese Manöver kommen 
wir weiter unten zu sprechen. Zunächst 
wollen wir uns dem Thema widmen, das 
von der Presse schon beinahe vergessen 
wurde: dem verheerenden Erdbeben und 
seinen Folgen. 


Das Erdbeben und die Welle 


Die Katastrophe geschah am 11.März 
2011. Das stärkste jemals gemessen Erd- 
beben in Japan — mit einer Stärke von 
9,0 (zum Vergleich: ın Haiti 2010 hatte 
das Erdbeben 7.0) — hat die Nordost- 
küste des Landes erschüttert. Durch das 
Beben wurde auf dem Meeresgrund eine 
gewaltige Tsunami-Welle mit bis zu 10 
Meter Höhe ausgelöst, die wenige 
Minuten später auf das Festland traf und 
alles mit sich riss, was ıhr in den Weg 


kam. Ganze Dörfer wurden praktisch dem 
Erboden gleichgemacht. Häuser, Autos, 
alles wurde mitgerissen und zerstört. 


Die Katastrophe hat viele Opfer gefordert. 
Die offizielle Zahl der Toten liegt heute 
(Mitte Aprıl), bei 12 608 Toten. Verschie- 
dene Medien schreiben von Schätzungen, 
die von mittlerweile 30 000 Toten ausge- 
hen. Über die Zahl der noch vermissten 
herrscht offenbar keine Aussagefähigkeit. 
Der Nordosten des Landes ist verwüstet. 
Noch immer suchen die Menschen nach 
Angehörigen unter den Trümmern der 
eingestürzten Häuser. 


Am 7.4.2011 hat ein Nachbeben den Nor- 
dosten erneut erschüttert. Mit einer Stärke 
von 7.1 war das Beben deutlich schwächer 
als im April — aber immer noch stärker 
als 2010 ın Haiti! Laut der japanischen 
Presseagentur Kyodo gab es erneut viele 
Notrufe wegen Bränden, Gaslecks und 
Verletzten. Das Energieunternehmen 
„JTohoku-Electric Power“ erklärte, dass 
2,6 Millionen Menschen als Folge des 
Nachbebens ohne Strom waren. 


Auch einen Monat nach der Katastrophe 
sieht die Lage der betroffenen Japaner_in- 
nen fatal aus. Es gibt zwar eine groß an- 
gelegte Such- und Rettungsaktion der 
Armee, der Polizei und der Feuerwehr, 
aber nach Berichten sterben nach wie vor 
Menschen an den Folgen des Erdbebens 
— durch Mangel an Trinkwasser, Nah- 
rungsmitteln und dringend benötigter 
medizinischer Versorgung. Bei ärmeren 
Ländern (wie z.B. Haiti) wird meist beri- 
chtet, dass das Land nicht über die not- 
wendigen Mittel und die staatliche Infra- 
struktur verfüge, um der Katastrophe zu 
begegnen. Von Japan sollte man demnach 
erwarten, dass das besser funktioniere. 
Doch auch hier versagt der kapitalistische 
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Zerstörtes Atomkraftwerk Fukushima (Bild: dpa, tagesschau.de) 


Staat, die notwendigen Rettungs- und 
Hilfsmaßnahmen einzuleiten. Premier- 
Minister Naoto Kan hat verfügt, dass die 
Regierung alle Hilfsoperationen koordi- 
niert und die Armee sich um die Angele- 
genheiten kümmert. Dafür wurde eigens 
eine Militärabteilung geschaffen, die sog. 
„Self Defense Force“, die laut Regierung 
100 000 Tausend Soldat_innen zählt. 


Durch einen Bericht eines Arbeiter im 
öffentlichen Dienst aus der japanischen 
Stadt Sendai wurde bekannt, wie diese 
Armee-Einheit in Wirklichkeit operiert. 
Sie haben betroffene Städte und Gebiete 
abgeriegelt, und verhindern dass Men- 
schen von außen, auch solche die Ange- 
hörige suchen oder helfen wollen, die Ge- 
biete betreten können.' Damit haben sie 
in erster Linie die Medienhoheit sicher- 
gestellt und kontrollieren, welche Infor- 
mationen nach außen gelangen. 


Unterdessen hat sıch an der Lage der Bev- 
ölkerung, die ın behelfsmäßigen Hütten 
untergebracht sind, kaum geändert. Die 
Eisenbahnergewerkschaft Doro-Chiba 
schreibt ın einer Erklärung vom 25. März: 


„Eigentlich gibt es genug Material und 
es stehen genügend Fahrzeuge zur Verfü- 
gung. Aber die beteiligten Firmen bleiben 
untätig. Sie schrecken vor den Zusatz- 
kosten für die Umwege zurück, die durch 
zerstörte Straben verursacht werden. 
Und die Regierung tut nichts dagegen. 
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Viele Menschen sterben durch die Un- 
tätigkeit und Unfähigkeit der Regierung. 
Hier zeigt sich das wahre Gesicht der 
Marktwirtschaft.‘ 


Auch ım Vorfeld hat die Regierung ver- 
sagt, sich auf entsprechende Erdbeben vor- 
zubereiten, obwohl es lange bekannt ist, 
dass Japan in einer erdbebengefährdeten 
Region liegt und es ın regelmäßigen Ab- 
ständen schwere Beben gegeben hat, die 
auch Tsunamis zur Folge haben können. 
Sowohl die jetzige Regierung unter der 
demokratischen Partei (Democratic Party 
of Japan, DPJ) als auch die vorherige 
unter der liberal-demokratischen Partei 
(Liberal Democratic Party, LDP) hat die 
Mittel für den Ausbau der schützenden 
Deichanlagen an Japans Küsten gekürzt. 
Die blutige und teure Rechnung dieser 
fahrlässigen Politik zahlen jetzt die Hun- 
derttausenden, die von der Katastrophe 
betroffen sınd. 


Die atomare Katastrophe 


Bereits kurz nach dem verheerenden Er- 
beben kam die Schreckensnachricht an 
die Weltöffentlichkeit: mindestens ein 
Kernkraftwerk (zunächst war von dem 
Kraftwerk Fukushima 1 die Rede, später 
kam Fukushima 2 hinzu) wurde von dem 
Beben und der Tsunami-Welle empfind- 
lich getroffen und es drohte eine Kern- 
schmelze. Die Woche danach hielt die 





Welt den Atem an. Ständig kamen neue 
Nachrichten, was mit dem Atomkraft- 
werk passierte — doch auch einen Monat 
später war die Lage dort noch nicht unter 
Kontrolle. Die Regierung spielte die Er- 
eignisse in Fukushima herunter. Es gehe 
keine Gefahr für die Bevölkerung aus. 
Das war natürlich, wie mittlerweile auch 
klar belegt, eine dreiste, kalkulierte Lüge! 


Japan ist das am dichtesten besiedelte 
Industrieland der Welt. Bei einer ver- 
gleichbaren Größe wie Deutschland leb- 
en ca. 127 Mio. Menschen in dem Land. 
Unter diesen Voraussetzungen gibt es ın 
Japan 55 Atomkraftwerke! An weiten 
Teilen der Küsten Japans stehen Atom- 
kraftwerke Reihe an Reihe — so auch 
im vom Tsunami betroffenen Nordosten. 
Nach dem die Kühlung an den Reaktoren 
l, 2 und 3 im Kernkraftwerk Fukushi- 
ma ausgefallen war, versuchte TEPCO 
und die Armee die Reaktoren mit Was- 
ser zu kühlen. In allen drei Reaktoren 
fanden Wasserstoffexplosionen statt, die 
die Außengebäude beschädigten. Bald 
war nicht mehr zu leugnen, dass bereits 
große Mengen an radioaktiver Strahlung 
austraten. Bereits am 19. März wurde bei 
ersten Lebensmitteln aus der Umgebung 
eine radioaktive Strahlung nachgewiesen 
(siehe Chronik über die Ereignisse?). Kurz 
danach wurde radioaktive Verseuchung 
ım Trinkwasser von Tokio, ca. 300 km 
von der Region Fukushima entfernt(!), 
festgestellt. Nach dem Nachbeben am 


7.4.2011 wurde auch im Atomkraftwerk 
in Onagawa ein Leck entdeckt, aus dem 
Radioaktivität austritt. 


Bereits bei diesen Meldungen wird klar, 
was für eine Heuchelei es ist, dass für 
die Bevölkerung keine Gefahr ausgehe. 
Die Situation ist nicht unter Kontrolle zu 
halten. Wenn radioaktive Strahlung ein- 
mal in die Umwelt ausgetreten ist, ist sie 
unkontrollierbar, verteilt sich in der Um- 
welt und verbleibt dort über Jahrzehnte, 
wenn nicht gar Jahrhunderte. Die Sperr- 
zone um Tschernobyl umfasst heute noch 
4300 km’, in der kaum Menschen leben 
(einige wenige sind laut Wikipedia mittler- 
weile zurückgekehrt). 


Sowohl der Unfall an sich als auch der 
Umgang der Regierung und des Konzerns 
TEPCO mit der Katastrophe räumen mit 
dem Mythos auf, dass eine Kernschmelze 
nur in der „kommunistischen“ Sowje- 
tunion passıeren könne, im Kapitalismus 
aber nicht. Meldungen wie „schwarzer 
Rauch steigt über dem Reaktor auf“ zeıi- 
gen, dass die Informationspolitik streng 
kontrolliert ist. Was das genau bedeutet, 
was wirklich passiert ıst, dringt nicht 
nach außen. 


Als der Unfall in Reaktor 1 passierte, hät- 
ten auch sofort die anderen Reaktoren mit 
Wasser gekühlt werden müssen. Doch 
TEPCO wartete damit ab, weil sie eine 
Beschädigung der Reaktoren verhindern 
wollten.* Der Profit ist den kapitalist- 
ischen Konzernen selbst ın solchen Mo- 
menten noch wichtiger als alles andere! 
Ebenso gibt es mittlerweile Stimmen, die 
argumentieren, TEPCO hätte sofort die 
betroffenen Atomkraftwerke mit Beton 
versiegeln müssen (wurde in Tschernobyl 
gemacht), um den Austritt radioaktiver 
Strahlung zu begrenzen.” Doch auch das 
wollte TEPCO auf jeden Fall vermeiden, 
weil es ein finanzielles Desaster für den 
Konzern bedeutet hätte - lieber das atom- 
are Desaster, für Jahrzehnte verstrahlte 
Nahrungsmittel, Wasser und Menschen. 


Der Sprecher des japanischen Amtes für 
Nuklearsicherheit, Hidehiko Nishiyama, 
räumte Anfang April ein, dass sowohl 
der japanischen Atomaufsichtsbehörde 
wie TEPCO die Erdbebengefahr und die 


mangelnde Sicherheit der AKWs bekannt 
gewesen seien. Fukushima 1 stand dem- 
nach kurz vor der Überprüfung. Doch das 
Erdbeben und der Tsunami kamen früher. 
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Am 12. April stufte die Japanische Atom- 
aufsichtsbehörde den Unfall in Fukushima 
auf Stufe 7 ein — die höchste Stufe, die 
bisher nur Tschernobyl erreicht hatte. 


Chronik der Atomkatastrophe 


11. März 2011: 

In einem Reaktor des AKW Kukushima 
1 fällt die Kühlung aus, im AKW Ona- 
gawa bricht ein Feuer aus. 


12. März 2011: 

Radioaktive Strahlung tritt aus Fu- 
kushima 1 aus. Die Regierung weist 
eine Evakuierungszone von 10 km 
Durchmesser aus — 45.000 Menschen 
sınd betroffen. Eine Wasserstoff- 
explosion zerstört Dach und Wände des 
Außengebäudes. 


13. März 2011: 
In Reaktor 3 fällt die Kühlung aus. 


14. März 2011: 

In Reaktor 2 fällt die Kühlung aus. Eine 
weitere Wasserstoffexplosion zerstört 
das Außengebäude von Reaktor 3. In 
allen drei Reaktoren droht die Kern- 
schmelze. 





15. März 2011: 
Wasserstoffexplosion ın Reaktor 2. 
Feuer und anschließende Explosion auch 
in Reaktor 4. Massiver Austritt radıoak- 
tiver Strahlung. 


17. März 2011: 
Hubschrauber und Wasserwerfer begin- 
nen, die Reaktoren mit Wasser zukühlen. 


19. März 2011: 

Este Lebensmittel aus der Umgebung 
sind radioaktıv verstrahlt. Radioaktives 
Iod taucht im Trinkwasser von Tokio auf. 





20. März 2011: 

Laut TEPCO fruchten die Kühlungs- 
maßnahmen und die Situation ist unter 
Kontrolle. 


23. März 2011: 
Schwarzer Rauch steigt über Reaktor 3 
auf. Die Mitarbeiter von TEPCO werden 
zurückgezogen. 


25. März 2011: 

Erneut schwarzer Rauch über Reaktor 
1,2 und 4. Mehrere Arbeiter innen 
werden verstrahlt ins Krankenhaus 
eingeliefert. Das Wasser ın und um die 
Reaktoren weist 10.000fach höhere 
Strahlungswerte auf. 


28. März 2011: 

Die Regierung räumt ein, dass es in 
Reaktor 2 „vermutlich eine Kernschmel- 
ze gegeben hat“. Im Boden um die An- 
lage wird hochgiftiges Plutonium ent- 
deckt. 





11-12. April 2011: 

Die japanısche Aufsichtsbehörde hebt 
die Gefahrenstufe von 5 auf 7 an. Nach 
dem Herunterspielen und falschen 
Meßwerten ist jetzt klar: damit ist der 
GAU in Japan auf den gleichen Stand 


wie Tschernobyl! 
(Bilder: dpa, tagesschau.de) 
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Die indirekten Folgen 


Die Reaktion des japanischen Kapitals 
lässt sich an Zynısmus und Verlogen- 
heit nicht mehr überbieten. Während 
einer Pressekonferenz am 16. März lobte 
Yonekura Hiromasa, Vorsitzender von 
Nippon-Keidanren (Wirtschaftsverband 
Japan), die japanischen Atombehörden 
und sagte: „Japanische Kernkraftwerke 
sind so robust, dass sie dem größten Erd- 
beben der letzten tausend Jahre widerste- 
hen. Es ist wunderbar. Japanische Atom- 
behörden sollten stolz darauf sein.“ 


Bei solchen Aussagen fehlen einem die 
Worte. Er und seine Konsorten werden 
die ersten gewesen sein, die ihre Villen 
aus dem betroffenen Gebiet mal eben 





wo anders hingelegt haben, und auf die 
Lebensmittel und das Leitungswasser 
werden sıe auch nicht angewiesen sein. 


Nicht nur die direkten Folgen lassen die 
Arbeiterklasse und das Kleinbürgertum 
in Japan bluten, auch die indirekten. Viele 
Kleinbauern aus der Region haben ihre 
kompletten Vorräte, viele sogar ıhr gan- 
zes Land verloren. Tausende Familien, 
die dort seit Jahrzehnten leben, haben 
alles verloren und müssen ıhre Existenz 
verlassen. In Japan fragt sich zusätzlich: 
wohin eigentlich? Denn viel Platz ıst auf 
der Insel nicht. Die Wirtschaft in Japan 
ist natürlich auch schwer getroffenen. Vor 
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allem über die Autohersteller wird berich- 
tet, dass viele Zulieferfirmen ausgefallen 
seien. Das Kapital wird sämtliche Kosten 
dafür auf die Arbeiterklasse abwälzen. 
Sie selbst werden von der Regierung sub- 
ventioniert werden, um „Arbeitsplätze zu 
sichern“. In Wirklichkeit sınd bereits jetzt 
Tausende von Arbeiter innen von Arbeit- 
slosigkeit betroffen, vıele weitere werden 
vermutlich folgen. In Japan wird auf län- 
gere Sicht nichts so sein wie zuvor. 


Und die Bundesregierung? 


Zum Schluss möchten wir noch, wie am 
Anfang des Artikels angekündigt, auf die 
Folgen für die Atompolitik ın Deutschland 
zu sprechen kommen. Die Geschehnisse 
in den letzten Monaten ließen die Atom- 
lüge von der „Beherrschbarkeit“ und 
„Sicherheit“ wıe Seifenblasen platzen. 
Und so fiel auch die Bundesregierung 
wie ein Kartenhaus in sich zusammen 
— das Milliardengeschenk für die Ener- 
giekonzerne, die Laufzeitverlängerung, 
wurde ausgesetzt. Und plötzlich spre- 
chen die großen Pro-Atom-Parteien CDU 
und FDP vom „Ausstieg aus der Risiko- 
technologie“. 


Dass das ganze ein reines Manöver ist, 
ist wohl allen klar. Wirtschaftsminis- 
ter Rainer Brüderle verplapperte sich 
vor seinen Freunden des BDI (Bundes- 
verband der deutschen Industrie) und 
sicherte ihnen zu, dass es sich um ein 
reines Wahlkampfmanöver handelte.° Die 
Öffentlichkeit war empört — dabei sollte 
er für so viel Ehrlichkeit im Gegensatz zu 
Kanzlerin Merkel gelobt werden! 


Grüne und SPD spielen sich als Alterna- 
tive auf, als ob es ihre Bundesregierung 
nıe gegeben hätte, während dieser in 8 
Jahren kein einziges AKW abgeschaltet 
wurde, sondern ım Gegenteil mit der 
„Atomkompromiss“ der ungestörte, ab- 
gesicherte Weiterbetrieb der Zeitbomben 
zugesichert wurde (und vor allem auch 
der Antı-AKW-Bewegung in den Rücken 
gefallen und der Wind aus den Segeln 
genommen wurde). Die Ereignisse in 
Japan zeigen nicht, dass eine Rot-Grüne 
Regierung eine bessere Alternative wäre, 
sondern das der Kapitalismus als System 


das Problem ist, ein System das den Profit 
einiger weniger vor alles weitere stellt. 


Und auch einige Lehren über unseren 
hochgelobten „Rechtsstaat“ stehen wie- 
der bereit. RWE hat bekannterweise be- 
reits Klage gegen das Abschalten seiner 
AKWs eingelegt. Und es sieht wohl nicht 
so schlecht aus, dass der Konzern eine 
hohe Entschädigung einklagen kann. 
Offensichtlicher kann doch nicht gezeigt 
werden, dass die Regierung gegenüber 
dem Großkapital, in Gestalt der großen 
Konzerne, machtlos ist, selbst wenn sie 
etwas gegen sie unternehmen wolle. Die- 
ser Staat ist Ausdruck ihrer Herrschaft. 
Der „Rechtsstaat“ hat die objektive Auf- 
gabe, das Recht des Kapitals zu verwalten 
und durchzusetzen! Oder können wir 
auch — nicht nur formell, sondern realis- 
tisch — gegen die Laufzeitverlängerung 
klagen und haben eine Aussicht auf eine 
Entschädigung in Millionenhöhe, dafür 
dass unsere Umwelt weitere Jahre radio- 
aktiv verseucht wird und wir ın ständiger 
Gefahr eines radioaktiven Unfalls leben? 


Noch heute wirkt die Katastrophe von 
Tschernobyl nach. Die Propaganda hat 
den Menschen eingetrichtert, dass die 
Kernschmelze der beste Beweis dafür 
gewesen sei, dass der Kapitalismus 
dem „Kommunismus“ überlegen seı. Ja, 
Tschernobyl hat vor 24 Jahren gezeigt, 
dass der Stalinismus seinem Ende entge- 
gen ging. Genauso zeigt uns heute Fuku- 
shima, dass es höchste Zeit wird, mit dem 
Kapitalismus Schluss zu machen! 


One Solution — REVOLUTION! 


' ‚We are fighting every moment to live for our 
people and for ourselves with all of our 
power.“ — veröffentlicht am 24.3. unter www. 
doro-chiba.org 


° „Wir haben einen neuen Kampf begonnen“ — 
Erklärung von Doro-Chiba, 25.3.2011 


> Quelle der Chronik: www.welt.de 


* Stellungnahme von Doro-Chiba vom 
19. März 2011 

° Siehe z.B. Interview mit Hirose Takashi 
vom 22.März 2011 


° „Problembär erlegt sich selbst“, Süddeutsche 
Zeitung; 25.3.2011 





AL S es Ende der 50er, Anfang der 


60er Jahre erstmals gelang, mittels Atom- 
energie Strom zu erzeugen, waren viele 
Wissenschaftler der Meinung, alle Ener- 
gieprobleme der Menschheit seien gelöst. 
Und in der Tat stellte die Kernenergie 
(Atomkraft, Atomenergie, Kernenergie, 
Nuklearenergie... alles dasselbe) rein 
physikalisch gesehen eine bisher un- 
geahnte Möglichkeit dar, Energie zu er- 
zeugen. 


Das Grundprinzip der Kernenergie steckt 
in Albert Einstein’s berühmter Formel E 
= m*c2. Diese Formel besagt, dass Masse 
(m) und Energie (E) äquivalent sind, d.h. 
dass sich Masse in Energie umwandeln 
kann (und umgekehrt). Das entscheidende 
steckt in dem c2. C steht für die Lichtge- 
schwindigkeit, die eine Naturkonstante 
ist. Sie beträgt ca. 300 000 km/s und ist 
somit unfassbar groß. In diese Formel 
muss sie auch noch in m/s eingesetzt 
werden, d.h. 300 000 000 m/s. 


Daraus folgt, dass sich bereits eine wın- 
zıge Menge an Masse, z.B. ein Gramm, 
in eine riesige Menge an Energie umwan- 
deln kann. 


Bis heute kennen wir zwei Prozesse, die 
Masse in Energie umwandeln können: 
Kernspaltung (Atomkraft) und Kernfu- 
sion. An der Kernfusion wird kräftig 
geforscht, doch momentan (und noch für 
einige Zeit) lässt sie sich nicht technisch 
nutzen. Der Prozess der Kernspaltung 
steckt hinter der Atomenergie. Bereits 
Ende des 19ten Jahrhunderts wurde ent- 
deckt, dass es Elemente gibt, die instabil 
sind und „zerfallen“. Henri Becquerel, 
Pierre und Marie Curie und Ernest Ruth- 
erford sind berühmte Wissenschaftler_in- 
nen, die bei der Erforschung der Radioak- 
tivität beteiligt waren (und das teilweise 


Umwelt 





Strahlung, Radioaktivität, 
Kernschmelze — was ist das? 


Wissenschaftlicher Exkurs 


mit ihrem Leben bezahlt haben). Die 
Stabilität eines Atoms basiert auf einem 
Ausgleich der verschiedenen Kräfte, die 
in dem Kern und der Schale aufeinander 
einwirken. Wenn diese Kräfte nicht aus- 
geglichen sind, wird der Atomkern insta- 
bil. Das ist vor allem bei sehr „großen“ 
Atomen (mit vielen Protonen und Neu- 
tronen) der Fall (Uran, Radium, Pluto- 
nıum...), kann aber auch bei anderen, uns 
sehr geläufigen Atomen auftreten, so z.B. 
bei Kohlenstoff, Kalium und Wasserstoff. 


Wenn ein Atomkern instabil wird, sendet 
er Strahlung aus. Dabei werden einzelne 
Teilchen in dem Kern umgewandelt, mit 
dem Ziel, einen stabilen Zustand zu er- 
reichen. Bei diesem Prozess wird besagte 
Energie frei. Bei Radioaktivität unters- 
cheidet man zwischen Alpha-, Beta- und 
Gammastrahlung. Das Problem dabei 
ist, dass alle diese Strahlungen sehr ge- 
fährlich für alle Lebewesen auf dieser 
Erde sind. Sie sind sehr energiereich und 
zerstören organische Moleküle. Alle Leb- 
ewesen (so auch der Mensch) bestehen 
aus organischen Molekülen. Während 
wir ständig einer gewissen radioaktiven 
Strahlung ausgesetzt sind, können hohe 
(unnatürliche) Dosen unsere Zellen zer- 
stören. Das wirklich gefährliche dabei ist, 
dass auch die DNA, die Erbsubstanz, zer- 
stört oder beschädigt werden kann. Da- 
raufhin verlieren die Zellen ihre Teilungs- 
fähigkeit und/oder ıhre Regulierung. 
Die Folge davon ist akut die sogenannte 
Strahlenkrankheit, chronisch entsteht 
Krebs. 


In einem Atomkraftwerk wird nun dieser 
Prozess der Kernspaltung dazu genutzt, 
um Wasser zu verdampfen und damit Tur- 
binen anzutreiben, die elektrischen Strom 
erzeugen. Die Stromerzeugung funktioni- 
ert wie ın Jedem anderen Kraftwerk auch, 


nur die Energiequelle ıst eine andere. 
Anstatt Kohle oder Gas zu verbrennen, 
wird radioaktives Material verwendet. In 
einem Atomkraftwerk findet der Prozess 
der Kernspaltung kontrolliert statt. Das 
Gegenstück, der unkontrollierte Prozess, 
wurde während des 2. Weltkrieges ın den 
USA entwickelt und den kennt ıhr auch 
alle: die Atombombe. 


Nun kann aber auch der Prozess in einem 
Kernkraftwerk außer Kontrolle geraten. 
Dann wird so viel Energie frei gesetzt (es 
wird immerheißer, deshalb wird auch stän- 
dig von Kühlung gesprochen), dass letz- 
tlich alles schmilzt: die „Kernschmelze“. 
Das radioaktive Material schmilzt sich 
sozusagen durch die Reaktorwände und 
tritt nach außen. Dann wird es freigesetzt 
und ın der Umwelt verteilt. Durch die 
Strahlung werden wieder andere, bisher 
stabile Atome radioaktiv und die radio- 
aktive Verseuchung nımmt ihren Lauf. 
Wenn es einmal so weit ist (wie jetzt in 
Japan) ist es unmöglich, den Prozess der 
radioaktiven Verseuchung aufzuhalten. 


Aber an einem Atomkraftwerk ist nicht 
nur die Kernschmelze gefährlich. Der 
Abbau des radioaktiven Materials, der 
Transport, seine Aufbereitung, der Be- 
trieb und die „Entsorgung“: es ist nicht 
möglich, ein Atomkraftwerk zu be- 
treiben, ohne Radioaktivität in die Um- 
welt freizusetzen. 


Deshalb sind wır von REVOLUTION der 
Meinung, dass die Atomkraft ausgedient 
hat! Es gibt genügend Alternativen. Sie 
werden nur aus Profitstreben nicht umge- 
setzt, nicht weil die Atomkraft eine eh sı- 
chere und perfekte Energiequelle sei, die 
am Rande bemerkt genau so erschöpflich 
ist, wie Kohle, Erdöl und Erdgas. 
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Arbeiterkampftag 





1. Mai — Vom Kampftag der Arbeiterklasse, 


zum Familienfest und wieder zurück 


Bild: wikipedia.de 





\ } ER sich mit Politik ein biss- 


chen auskennt, weiß es. Wer sich nicht 
wirklich auskennt, bekommt es trotzdem 
mit, und wer vom politischen Gefüge 
in Deutschland so wenig mitbekommt, 
wie eine ım Keller lebende Nonne mit 
Schweigegelübde, sieht es trotzdem. 


Einmal im Jahr drehen auf einmal alle 
durch. Dabei ist so gut wie jedes „Ex- 
trem“ vertreten. Es beginnt ungefähr An- 
fang April und endet ın der ersten Woche 
im Maı. 


Der Hype beginnt! 


Meistens beginnt es in den Zeitungen und 
auch wir scheinen da keine Ausnahme 
zu sein. Doch im Gegensatz zu uns, sind 
es meist gesellschaftlich voll akzepti- 
erte Blätter des Springer-Verlags, welche 
langsam, aber doch stetig ihre Schlag- 
zeilen verändern. Es geht um den „Ersten 
Mai“, sowie die dazugehörige 1.Mai- 
Propaganda. Von „CHAOTEN“, welche 
„UNSERE STADT“ bedrohen ist in der 
Bild zu lesen, in der BZ sieht man Bilder 
von schwarzgekleideten Vermummten, 
die vor brennenden Mülltonnen stehen. 
Daneben wird ein Interview mit einem Po- 
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Ein Artikel von Felix Wolkenfuß 


lızisten geführt, der sich über die zunehm- 
ende Gewalt beklagt und deshalb — wer 
hätte es gedacht — härtere Strafen für 
politische Aktivist innen (CHAOTEN) 
fordert. 


Diese Art der psychologischen Vorberei- 
tung der breiten Bevölkerung nimmt stetig 
weiter zu und findet seinen Höhepunkt am 
1. Mai. Doch auch etliche autonome Grup- 
pierungen erleben ıhre traurigsten Stun- 
den, wenn es um den 1. Mai geht, speziell, 
was ihre Vorschläge für die Unterdrück- 
ten über den „traditionellen ersten Mai“ 
hinaus betrifft. Ihre Aufrufe sind oft von 
einem verspätetem Aprilscherz nicht zu 
unterscheiden. Politisch - zugegeben oft 
lustige - jedoch inhaltlich fragwürdige 
und wenig zielorientierte Texte mit Titeln 
wie: „Kapitalismus, wir wissen wo dein 
Auto steht!“ werden ın der ganzen Repub- 
lık verteilt. Forderungen stellen Sie nicht 
mehr.... “Die Zeit der Forderungen ist Vor- 
bei!“ lautete ein Motto der Autonomen 
ım letzten Jahr. Egal: Wer ordentlich 
Stimmung macht, und in seiner Mob- 
Action-Jacke gut aussieht, der braucht ke- 
ine programmatische Vorschläge für die 
Bewegung — und erst recht keinen Bezug 
zur Arbeiterklasse. 


Bier und Bürgermeister 


Wenn jedoch jemand der Meinung ist, das 
wäre es gewesen, so hat er sich getäuscht. 
Vor allem die sozialdemokratisch domini- 
erten Gewerkschaften scheinen vor dem 
l. Mai „außer Rand und Band“ zu ger- 
aten. Bei den Gewerkschaften beginnt die 
Planung zum Tag der Arbeiterklasse näm- 
lich bereits Anfang Januar auf diversen 
Klausurtagungen. Was dort passiert ist 
schon ein Schauspiel für sich. Jede Kol- 
legin und jeder Gewerkschafter betont, 





wie wichtig dieser Tag ist. Alle sind sich 
einig, dass man dieses Jahr was tolles auf 
die Beine stellen will! 


Das Resultat kann, wer Lust dazu ver- 
spürt, sich jeder selbst ansehen. So gıbt es 
in vielen Städten jedes Jahr eine Gewerk- 
schaftsdemonstration. Diese beginnt 
natürlich um eine Uhrzeit, um die alle Ju- 
gendlichen und Arbeiter innen auf jeden 
Fall wach sind. Schließlich ist ja Feiertag 
und da kann man mal ausschlafen. Wenn 
sıch die Demonstration dann gegen 10:00 
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Uhr Morgens ın Gang setzt, hat man rıch- 
tig Spaß. Das durchschnittliche Tempo, ın 
dem gelaufen wird beträgt 0,5 km/h. Poli- 
tische Redebeiträge finden sıch einzig und 
allein im Klassenkämpferischen Block. 
Am Zielort angekommen, gıbt es das 
traditionelle DGB-Besäufnis mit Grill- 
würstchen und auch der jeweils regier- 
ende Bürgermeister (wenn SPD) kommt 
gerne vorbei. 


Doch muss das so sein? Können Gewerk- 
schaften wirklich in einer hundert Jahre 
langen Tradition nur 0,01 Prozent ıhrer 
Mitgliedschaft auf die Straße zu bringen, 
um mit dem Bürgermeister Bierchen zu 
trinken? 
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Schauen wir zurück 
ins Jahr... 


1889. Auf dem Gründungskongress der 
sozialistischen Internationale wurde ein 
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Antrag angenommen, an einem bestim- 
mtem Tag im Jahr für den 8-Stunden-Tag 
zu demonstrieren. Man entschied sich für 
den I. Mai. Der Grund dafür ist heute 
weitgehend in Vergessenheit geraten 
und wird von den führenden Sozialde- 
mokraten wissentlich verschleiert. 1856 
fand in Australien bereits eine Massen- 
demonstration für den 8-Stunden-Tag 
statt. Darauf bezugnehmend organisierte 
die nordamerikanische Arbeiterbewe- 
gung am |]. Mai 1886 einen Generalstreik 
unter dem gleichem Motto. Bereits drei 
Wochen vorher gab es in Chicago einen 
sehr erfolgreichen Streik. Die Mitarbeiter 
einer Fabrik für Landwirtschaftsmaschin- 
en blieben der Arbeit geschlossen fern. Bei 
einer Belegschaft von etwa 900 Arbeitern 
war das eine beachtliche Leistung. Noch 
viel beachtlicher war, dass die Gewerk- 
schafter innen es geschafft hatten, dass 
lediglich 300 betriebsfremde Streikbre- 
cher bereit waren, dıe Jobs der Kolleg_in- 
nen weiterzumachen. Am Abend des 1. 
Mai gab es auch ın Chicago eine Öffentli- 
che Kundgebung auf dem Haymarket, 
es wurde zu weiteren Streiks und Dem- 
onstrationen aufgerufen, die kurz darauf 
stattfanden. Drei Tage später mussten 
die Kapitalist innen und die Stadtver- 
waltung reagieren und die Polizei griff 
die Demonstration an. Zwei tote Arbeiter 
waren dıe Folge. Am nächsten Tag vers- 
ammelten sich die Massen zu einer Pro- 
testkundgebung — wieder auf dem Hay- 





market. Auch diese wurde angegriffen. 
Die Demonstrant_innen versuchten, sich 
zu verteidigen, mit allem, was sıe hat- 
ten. Ein Kollege hatte eine Bombe da- 
bei, damit tötete er 7 Polizisten. Darauf- 
hin brachen massive Straßenschlachten 
aus. Sie endeten mit ungefähr 20 To- 
ten und 200 verletzten Arbeiter innen. 


Dieser Vorfall zeigte darüber hinaus nicht 
nur, dass die Kapitalist innen zu allem 
bereit waren, um ihre Profite zu sichern. 
Er zeigte auch, warum die Polizei, die 
heute wieder im DGB gewerkschaftlich 
organisiert, keine normale Berufsgruppe 
ist, dass Polizist innen keine Arbeiter 
innen in Uniform sind. 


Auf dem internationalen Sozialistenkon- 
gress 1904 wurde schließlich der 1. Mai 
zum allgemeinen Kampftag der Arbeiter- 
klasse ausgerufen. Einem Tag, der durch 
den Kampf der Arbeiter innen um Befrei- 
ung gekennzeichnet war. Einem Tag, der 
mit Begriffen wıe „Generalstreik“ und 
„Revolution“ jeher eng verbunden war. 


So what's to do now? 


Die vergangenen Jahre haben wir in 
Deutschland massive Kürzungen erleiden 
müssen. Die von SPD und Grünen forci- 
erte gesetzliche Versklavung durch die 
Hartz-Gesetze und die jahrelange „Wir 
schließen ohne Streik 1% Tariferhöhun- 
gen ab“-Politik der Gewerkschaftsfüh- 
rungen und Betriebsratsbonzen, die Ein- 
bindung der Linkspartei in immer mehr 
Landesregierungen, haben die Kampf- 
kraft der Arbeiterklasse ın Deutschland 
zweifellos geschwächt. Die Jugendstruk- 
turen der Gewerkschaften leiden im 
Endeffekt ebenso darunter wie die unor- 
ganisierte Jugend. 


Den ganzen elendigen, reformistischen 
Sumpf trockenzulegen ist sicherlich 
schwer. Doch muss genau das das Gebot 
der Stunde sein. Daraus jedoch die Taktik 
abzuleiten, die „DGB-Gewerkschaften 
zu verlassen“ (FAU) oder sich wie die 
Autonomen, hauptsächlich auf ich selbst 
zu konzentrieren und die „Revolution“ 
ohne revolutionäre Partei, ohne Pro- 
gramm, und ohne verbindliche interna- 


Arbeiterkampftag 





tionale Organisierung durchführen zu 
wollen, ist ein Weg, der in die Sackgasse 
führt. Das ist in mehreren arabischen Län- 
dern gerade sehr anschaulich zu sehen. 
Von der DKP, die der Meinung ist, alle 
Probleme und der Kapitalismus würden 
sich ın Luft auflösen, wenn sie nur an der 
Regierung sei, wollen wir hier gar nicht 
erst sprechen. 


Um den Klassenkampf wieder zu einer 
realen Gefahr für dıe Herrschenden und 
zu einer revolutionären Perspektive für 
die Unterdrückten zu erheben, bedarf es 
einer starken Bewegung von unten. Die 
Gewerkschaftsbürokrat innen an der 
Spitze müssen durch eine innergewerk- 
schaftliche Basısbewegung entmachtet 
werden. Der DGB muss demokratisch 
umgeformt, alle Funktionsträger_in- 
nen jederzeit wähl- und abwählbar sein. 
Die Zusammenarbeit mit der Regierung 
und den Unternehmern muss eingestellt 
werden, denn sıe sind der Gegner und 
müssen als solche behandelt werden. 


Doch letzten Endes brauchen wir eine 
revolutionäre Partei. Eine Partei der Ar- 
beiter innen, eine Partei der Erwerb- 
slosen, Jugendlichen und der Revolu- 
tion! Wir brauchen ein Programm, auf 
dessen Grundlage wir die Massen für 
den Kampf um die Freiheit und für den 
Sozialismus gewinnen können. Niemals 
dürfen wir den Fehler machen und uns 
als abgeschotteter Teil der Welt und der 
Bewegungen auf der ganzen Erde zu be- 
trachten. Darum ist es unsere Pflicht, uns 
international zu organisieren und interna- 
tıional koordiniert zu kämpfen. 


Dafür stehen wir! Jeder der mit uns 
dafür kämpfen will, wird in unseren 
Reihen willkommen sein. In Schule, 
Uni und Betrieb. Es lebe der 1. Mai! 
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Antifaschismus 










KEIN erster Mai erbeht ohne 


die Hiobsbotschaft, dass in irgendeiner 
Stadt ın Deutschland Faschos marschieren 
wollen. Hört man üblicherweise nur 
Hetze von ihnen, wenn es um die Organisa- 
tionender Arbeiterklasseundihre Anliegen 
geht, scheinen sie ein reges Interesse an 
dem Tag zu hegen, der wohl kaum so sehr 
wie ein anderer mit den Bedürfnissen der 
Arbeiter innen zusammenhängt. 


Es ist ein Tag an dem weltweit tausende 
Arbeiter innen, Jugendliche und andere 
sozial Unterdrückte auf die Straßen gehen, 
um für mehr Lohn, bessere Arbeits- 
bedingungen und gegen die Schikanen 
von Staat und Kapital zu demonstrieren. 
Doch mehr als das! Es ist ein Tag, an dem 
nicht nur nach Veränderungen in diesem 
System gebettelt wird. Für Kommu- 
nist_ innen war er schon immer ein Tag, 
an dem zum Kampf gegen dieses System 
aufgerufen wurde. 


Warum also ist es den Faschisten so sehr 
daran gelegen, diesen Tag für sich zu ver- 
einnahmen? Weshalb mobilisieren sie zu 
einem Datum, das so sehr wie kein anderes 
mit den Interessen der Klasse belegt ist, 
die sie vehement bekämpfen? 


Die Antwort scheint einfacher zu sein, als 
man glaubt: Wenn die Faschisten dazu in 
der Lage sind, sich an diesem Tag als reale 
Alternative zu linken Organisationen dar- 
zustellen, dann können sie gleichzeitig 
suggerieren,dasssieeineÄlternativegegen 
den Kapitalismus zu bieten hätten. Auch 
wenn viele das kaum glauben mögen. 
Es ıst nichts neues, dass Faschisten ver- 
suchen, sich einen „antikapitalistischen 
Anstrich“ zu verpassen. 


Was damals „gierige Juden“ oder „ver- 
derbliche Franzosen“ waren sind heute 
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Ein Artikel von Georg Sax 


„noch gierigere Muslime“ und „noch 
verderblichere Amerikaner“. Auch die 
NSDAP und Hitler versuchten mit aller 
Kraft, sich einer „arbeiterfreundlichen“ 
Propaganda zu bedienen, um ihre wahren 
Ziele zu vertuschen, die mit Straßenterror 
gegen Gewerkschafter und organisierte 
Arbeiter _innen begleitet wurden. Bereits 
ım Namen fand sıch das Wort „Arbeiter“, 
ebenso wie das Wort „sozialistisch“ 
wieder. Ihr größtes Werk, um sich Teile 
der Arbeiterklasse zu erkaufen, war wohl 
die Einführung des ‚Tages der nationalen 
Arbeit“, am 1. Mai. Doch sollte dieses 
Manöver wohl eher über ein weitaus weit- 
reichenderes Ereignis hinwegtäuschen: 
der Zerschlagung der deutschen Gewerk- 
schaften am 2. Maı 1933. Diese sollten 
gänzlich durch die DAF (Deutsche Ar- 
beitsfront) ersetzt werden, deren Vor- 
sıtzender Robert Ley ein überzeugter 
Nationalsozialist war. 


Die Folgen waren nicht, wie vielleicht 
sogar von vereinzelten Arbeiter innen 
geglaubt, höhere Löhne, bessere Lebens- 
bedingungen oder gar eine „sozialistische 
Gesellschaft im nationalen Rahmen“. Der 
Sieg der Faschisten bedeutete das Ein- 
frieren der Löhne der Arbeiter innen 
auf dem Krisenniveau von 1929. In den 
Betrieben wurde ein hartes Regime un- 
ter der unangefochtenen Kontrolle der 
Kapitalist innen durchgeführt. Dieses 
Regime war gestützt durch die komplette 
Zerschlagung jeglicher Organisationen 
der Arbeiter innen. 


Nicht nur die kommunistische Partei 
wurde erdrosselt, wıe vielleicht sogar 
von dem einen oder anderen SPD-Spit- 
zenfunktionär erhofft. Alles, was einer 
selbstständigen Organisierung der Ar- 
beiter innen auch nur ım Entferntesten 
glich, wurde durch die Nationalsozi- 


Wessen Straße? Unsere Straße! 


Oder warum Faschisten am 1. Mai 
nichts verloren haben 


alisten zermalmt und durch ıhre eigenen 
unterdrückerischen Strukturen ersetzt. 
Die vollständige Rechnung, der Nieder- 
lage der Arbeiterklasse wurde dann am 
l. September 1939, dem Kriegsausbruch 
des zweiten Weltkrieges, präsentiert. 


Wenn heute Faschisten am 1.Mai auf die 
Straße gehen, dann vor allem, um die 
Bevölkerung davon abzuhalten sich den 
demonstrierenden linken Arbeiter innen 
am ersten Mai anzuschließen. 


Ihr Ziel ist es vor allem, die kämp- 
ferischsten Teile in die Passivität zu zwin- 
gen und die verbittertesten Teile, die keine 
Alternative im Kapıtalismus sehen, aber 
auch nicht in Parteien, wie der LINKEN 
oder der SPD, zu sich zu ziehen. 


Natürlich ist uns klar, dass die Faschisten 
keine Alternative zum bestehenden Sys- 
tem bieten. Sie bedeuten vielmehr die 
Manifestierung der schärfsten Form 
der kapitalistischen Ausbeutung. Doch 
auf der anderen Seite zeigt dies, dass 
es umso wichtiger ıst, am 1.Mai und 
darüber hinaus eine soziale Alternative 
für die Kämpfe der Arbeiter innen und 
der einfachen Bevölkerung zu weisen. 
Wenn es eine revolutionäre Partei in 
Deutschland geben würde, dann wäre das 
Aufmarschieren von Faschisten am ersten 
Mai nicht viel mehr als Hohn, der an den 
Protesten von hunderttausenden Jugendli- 
chen, Arbeiter innen, Erwerbslosen und 
Rentner_innen zerschellen würde. 


Beteiligt euch daher gemeinsam mit 
REVOLUTION auch diesen 1.Maı an 
den Blockaden und Gegendemonstra- 
tionen gegen die Faschisten. Doch lasst 
uns vor allem kämpferische Demonstra- 
tionen abhalten, die unsere Anliegen auf 
die Straße tragen! 
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Bild: wikipedia.de / happypixie06511 


EIN sehr aktuelles Problem un- 


serer Zeit ist die stetige Verteuerung in 
allen Bereichen, ob beim Benzin oder bei 
Lebensmitteln. Doch was im Gegensatz 
zum Verteuerungstrend nicht stetig steigt 
sind die Löhne. Die Gewerkschaften 
gehen in den Bergen von 
Bürokratie und Reformismus 
unter, die sie sich geschaffen 
haben und folgen nur selten 
den Forderungen ihrer meist 
kämpferischeren Basis. Sıe 
sind viel zu sehr damit bes- 
chäftigt mit den Kapitalisten 
zu liebäugeln. Der Trend 
von Sozialpartnerschaft statt 
Klassenkampf ist präsenter 
denn je. 


Doch die sozialen Angriffe 
sind deutlich vielschichtiger. 
Ein großes Problem ıst dabei auch die 
Verteuerung von Mieten. Ob Kiez-Orig- 
ıinale, der kleine Gemüsehändler von der 
Ecke oder die alleinerziehende Mutter 
von nebenan, alle leiden darunter. Die 
Lebensgrundlage Wohnraum ist längst 
nicht mehr überall finanziıerbar und es 
wird schon zum Luxus ım Stadtinneren 
zu leben. Wohnraum ist heutzutage 
vielmehr ein großer Finanzmarkt gewor- 
den. Immobilienriesen zelebrieren Mil- 
liarden von Euro als Erträge, während der 
„gemeine Pöbel“ sich mit Mietpfändern 
und Vertragskündigungen herumschla- 
gen muss. Jedoch wird einem das eigene 
Umfeld auf vielfältige Art und Weise 
immer unattraktiver gemacht. Man leidet 
unter gesetzlichen Auflagen, die einen in 
seiner Freiheit einschränken, wie zum 
Beispiel das Flaschenverbot auf der Ham- 
burger Reeperbahn oder den vermehrten 
Zwangsräumungen von linken selbstver- 
walteten Hausprojekten, wie ım aktuel- 
lem Fall der Liebig 14. Diese direkten 











Soziales 


Reclaim your City 


Ein Artikel von Wilhelm Schulz 


Beispiele werden begleitet von einem 
Überwachungsstaat, der uns bei jedem 
Schritt beobachtet und schikaniert. Ob 
mit Kameras, übereifrigen Polizeistreifen 
oder Securitys, die ganze Häuserblocks 
abschotten. Auch das sind tagtägliche 
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Facetten der Gentrifizierung geworden. 
Doch wir sollten uns nicht von den Be- 
sitzenden einschüchtern lassen, wenn sie 
wieder ihre Hunde auf uns Hetzen und 
klar für unser Recht auf freien Wohnraum 
eintreten, gemeinsam und organisiert. 
Dafür benötigen wir Strukturen, die so- 
wohl für die Erhaltung als auch für die 
Verteidigung freier Wohnprojekte sor- 
gen und neue schaffen. Um willkürliche 
Mieterhöhungen zu verhindern, die das 
Ziel haben, Leute aus den Vierteln zu ver- 
treiben, die nicht ins Raster passen und 
diese in die „Elendsviertel“ der Städte zu 
vertreiben, müssen wir aber weit mehr, 
als bloßen Schutz, organisieren. Die De- 
vise lautet „Reclaim your City“. Der 
Kampf gegen Gentrifizierung und andere 
durch den Kapitalismus verursachte ge- 
sellschaftliche Probleme kann nur ein 
gemeinsamer sein, denn es ist immer ein 
Angriff auf uns alle! 


Alleın symbolischer Protest wırd den 


Trend der Gentrifizierung nicht aufhalten 
können. Eben sowenig werden kleine, 
letztlich Szene bezogene, Proteste etwas 
daran ändern. Was wir brauchen ist die 
Einbindung der breiten Masse, dıe davon 
betroffen ist. Gewerkschaften, Mieterver- 
bände, Organisationen der 
Arbeiterklasse oder Zusam- 
menschlüsse von Anwohner _ 
innen — sie alle müssen in in 
den Kampf gegen steigende 
Mieten, erhöhte Lebensmittel- 
preise oder die Schikanen von 
Einrichtungen, wie dem Job 
Center, einbezogen werden. 
Wenn sich der Widerstand 
aber auf einzelne Maßnah- 
men und Auswirkungen be- 
schränkt, wird er immer nur 
die Oberfläche kaschieren und 
Teilerfolge werden an anderer 
Stelle wieder weggenommen werden. Der 
Prozess der Gentrifizierung ist aufs Eng- 
ste mit dem Kapitalismus verzahnt. Daher 
dürfen radikale Linke es nicht scheuen, 
diesen Kampf gemeinsam mit der breiten 
Masse zu suchen, anstatt sie den reformi- 
stischen Bürokraten zu überlassen! 


30.04. 2011, Berlin 


Demo gegen Gentrifizierung 
16.30 Uhr, Rosenthaler Platz 
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SylKelölate, 








IM Juni 2010 kam es ım Laufe einer 


Bildungsstreikdemonstration in Freiburg 
zu einer etwa halbstündigen Besetzung 
des Gleis 1 des Freiburger Hauptbahn- 
hofs. Als die Aktivist _ innen freiwil- 
lıg das Gleis verlassen wollten, um ihre 
Demonstration fort zuführen, wurde ein 
Großteil der Besetzer_innen von der Po- 
lızei gekesselt und die Personalien erfasst. 
Nun, ein dreiviertel Jahr später, kam es am 
Dienstag, dem 12.04. 11, zur Verurteilung 
einer Bildungsstreikaktivistin wegen 
Nötigung. REVOLUTION solidarisiert 
sich mit der verurteilten Aktivistin, allen 
weiteren von einem Verfahren bedrohten 
Aktivist innen sowie mit der Aktions- 
form der Gleisbesetzung. Wir verurteilen 
darüber hinaus den Versuch, soziale Pro- 
teste wie den Bildungsstreik mit solchen 
Verfahren zu kriminalisieren und zu 
isolieren! 


Die Aktionsform der Gleisbesetzung 
wurde im Juni 2010 benutzt, um mehr 
Druck auf die herrschende Politik aus- 
zuüben. Die friedlichen Proteste in den 
Jahren davor schafften es nicht, Forder- 
ungen des Bildungsstreikes umzusetzen. 
Weder dıe Hörsaalbesetzungswelle durch 
etliche europäische Universitäten ım 
Herbst 2009, noch die 250.000 bundes- 
weit Demonstrierenden ım Frühjahr 2009 
waren ausreichend, um von den Politiker _ 
innen Zugeständnisse zu erlangen. 


Jedoch darf man die Schuld an nicht er- 
reichten Zielen nicht bei den Regierungen 
suchen. Ein selektives Bildungssystem ist 
ein fester Bestandteil des kapitalistischen 
Systems. Eine Regierung innerhalb die- 
ses Systems kann sich nur auf das ver- 
walten dieses Systems beschränken, was 
dazu führt, dass Illusionen nur enttäuscht 
werden können, welche sich politische 
Veränderungen von solchen Regierungen 
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REVOLUTION Freiburg 


erhoffen. Der Bildungsstreik hat es ım 
Herbst 2009 verpasst, die durchaus posi- 
tive öffentliche Wahrnehmung der Pro- 
teste zu nutzen, um den Protest auf eine 
höhere gesellschaftliche Stufe zu stellen. 
Die Vernetzung mit Angestellten der Uni- 
versitäten oder mit den gewerkschaftli- 
chen Protesten gegen das Sparpaket 
wurde vom Bildungsstreik nicht erreicht 
oder gar angestrebt. 


Dies lag alleine an den politischen Zustän- 
den innerhalb des Bildungsstreiks und 
hatte mit keiner Landes- oder Bundesr- 
egierung zu tun. Legten doch politische 
Gruppierungen — wie der SDS oder die 
JUSOS - ın entscheidenden Momenten 
eher ihren Schwerpunkt darauf, die Pro- 
teste in parlamentarische Bahnen zu 
lenken, um sich mit Schavan an einen 
Tisch setzen zu können (Bildungsgipfel), 
anstatt die Öffentliche Stimmung zum 
Aufbau einer außerparlamentarischen 
Basisbewegung - bestehend aus der 
Jugend, den Gewerkschaften und anderen 
Organisationen der Arbeiterbewegung — 
zu nutzen. 


Dies spielte den Herrschenden dadurch in 
die Karten, dass sie sich als kompromiss- 





Solidaritätserklärung für die 
Freiburger Gleisbesetzer_innen! 


bereite Gesprächspartner innen ausgeben 
konnten. Der Protest wurde somit demo- 
bilisiert und in manchen Bereichen auch 
gespalten, herrschte doch innerhalb des 
bundesweiten Bildungsstreikbündnisses 
keine Einigkeit über die Teilnahme an 
Frau Schavans Bildungsgipfel. Diese Ver- 
fehlungen des Bildungsstreiks in der Ver- 
gangenheit sollen jedoch nicht über die 
kriminalisierende und repressive Politik 
derstaatlichen Repressionsorganehinweg- 
täuschen, wie sie derzeit ın Freiburg zu 
sehen sind. 


Diese Verfahren dienen nun in einer Zeit, 
in der dıe öffentliche Wahrnehmung der 
Proteste nicht mehr existiert einer ein- 
facheren Kriminalisierung, Demobil- 
isierung und Isolierung dieser legiti- 
men sozialen Proteste für ein anderes 
Bildungssystem! 


e Solidarität für alle von Verfahren 
Betroffenen! 


e Für die Einstellung aller Verfahren 
segen die Freiburger Gleisbesetzer_ 
innen 


REVOLUTION 
Zeitungs-Archiv 


Du hast die letzte Ausgabe 
der REVOLUTION-Zeitung ver- 
passt? Du interessierst dich 
für eine alte Ausgabe? Frag 
einfach nach, wir schicken 
dir verpasste Ausgaben! 


redaktion@onesolutionrevolution.de 


Wahlen 





Ende einer "Diktatur" 
Baden-Württemberg nach der Landtagswahl 


Ein Artikel von Christian Mayer, REVO Stuttgart 


NACH den Landtagswahlen 


vom 27.03.2011 steht Baden-Württem- 
berg vor einem „historischem Neuan- 
fang.“ Die Schwarz/Gelbe Regierung 
von Ex-Ministerpräsident Mappus wurde 
abgewählt, wenn auch knapp. So hat die 
neue Grün/Rote Landesregierung unter 





der Führung des designierten Minis- 
terpräsidenten Winfried Kretschmann 
nur drei Landtagsmandate mehr als die 
zukünftige Schwarz/Gelbe Opposition. 
Das historische dabei ist,das zum ersten 
mal nach 58 Jahren die CDU nicht an einer 
Regierung beteiligt ist. 


Diese lange Zeit gleicht schon fast einer 
„Diktatur“, wie sie in den nordafri- 
kanischen Staaten zu Fall gebracht wurde. 
Der entscheidende Unterschied zu Nor- 
dafrika ist, dass diese „Diktatur“ nicht 
durch eine Revolution, sondern auf dem 
bürgerlich-demokratischem Weg beendet 
wurde. 


Reaktionen auf das 
Wahlergebnis 


Sehr unterschiedlich fielen die Reak- 
tionen auf das Wahlergebnis aus,wie es 
bei solchen Wahlen eigentlich immer 
ist. Während die CDU und die FDP sich 
gegenseitig die Schuld an der Wahlnie- 


derlage geben, feiern sich Grüne und 
SPD selbst; und das, obwohl die SPD ihr 
schlechtestes Wahlergebnis aller Zeiten 
(23,1%) einfuhr. Trotzdem sagte SPD- 
Spitzenkandidat Nils Schmid, dass das 
Wahlziel der SPD erreicht worden sei. 
Mappus trat einen Tag später, am 28.03., 
als Vorsitzender der baden-württember- 
gischen CDU zurück. 


Und DIE LINKE ? 


Für DIE LINKE, die zum ersten mal bei 
einer Landtagswahl in Baden-Württem- 
berg antrat, war es eine heftige Wahlnie- 
derlage. Sie erreichte nur 2,8% aller Stim- 
men. Die Ursachen dafür sind vielfältig, 
ebenso wie die vertretenen Meinungen 
in der Parteı selbst. Der wichtigste 
Grund war der Wahlkampf der LINKEN. 
Dieser war eher „handzahm‘“. So waren 
keine deutlichen Unterschiede zu anderen 
Parteien zu erkennen, vielmehr betrieb 
DIE LINKE eine „Nachtrabpolitik“. 
Es wurden fast identische Forderungen 
wie bei SPD und Grünen aufgestellt, nur 
dass DIE LINKE etwas mehr die soziale 
Kompetente betonte. Da ist es klar, dass 
sich viele Wähler innen auf dem Weg 
zur Wahlurne überlegten, ob und warum 
sie DIE LINKE denn überhaupt wählen 
sollten. 


Ein weiterer Grund für das miserable 
Wahlergebnis der LINKEN ist, dass sie 
sıch kaum an den Protesten gegen S21 
und Atomkraft beteiligten. So waren 
beispielsweise nur einzelne Landtagsab- 
geordnete der LINKEN bei den Blockaden 
gegen S21l mit dabei, und auch auf den 
Großdemos war die LINKE als solche 
fast nicht sichtbar. Das, was die Partei- 
Spitze nun Öffentlich bedauert — näm- 
lich dass alleine die Grünen die „Wahl 


lorbeeren“ für S21 eingeheimst haben — 
ist vor diesem Hintergrund natürlich ab- 
solut hausgemacht. 


Ebenfalls ein Grund für das Abschneiden 
der LINKEN ist das Fehlen eines eigenen, 
klaren Profils. So sind die Positionen zu 
S21 beispielsweise sehr ähnlich mit denen 
von Grünen und SPD (so forderte DIE 
LINKE genauso einen Volksentscheid zu 
S21 wie es die SPD tat). Auch im Bezug 
auf andere Themen wie die Umwelt- und 
Energiepolitik oder auch der Bildung- 
spolitik gab es kaum Unterschiede zu 
SPD und Grünen. 


ion ® www.onesolutionrevolution.com 


international communist youth organizat! 





Kontakte REVOLUTION 


germany@onesolutionrevolution.de 

redaktion@onesolutionrevolution.de 
oder direkt: [stadt]@onesolutionrevolution.de 
Berlin >>> Freiburg >>> Hamburg 


Kassel >>> Stuttgart 


Keine Gruppe in deiner Nähe? Wir helfen dir 
eine Gruppe bei dir zu gründen! Mehr Infos 
siehe Seite 25 


Schreib uns! 
www.onesolutionrevolution.de 
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Wahlen 





Kein Vertrauen in die Grün/ 
Rote Landesregierung! 


Doch auch in die neue Landesregierung 
sollte man sich keine all zu großen Hoff- 
nungen machen. Trotz ihrer Wahlverspre- 
chen wıe das Ende von S21 durch einen 
Volksentscheid oder der Stilllegung der 
alten AKW-Meiler brauchen wir uns 


keine Illusionen zu machen. Schließlich 
wird eine Grün/Rote Regierung dem 
Kapital und seinen Interessen genauso di- 
enen wie es Schwarz/Gelb tut, und auch sie 
werden diese Interessen im äußersten Fal- 





le genauso „durchsetzen“ wie es Schwarz/ 
Gelb am 30.09.2010 ım Schlosspark 
tat (Räumung der Park- RL 
blockade wegen S2]). 





Bestes Beispiel dafür sind die 
Castor-Iransporte im Wend- 
land: als Rot/Grün die Bundes- 
regierung stellte, prügelte sıe 
die Transporte genauso durch 
wie es Schwarz/Gelb im letz- 
ten Jahr nicht nur in Stuttgart 


tat... Der damalıge Umwelt- 
minister Jürgen Trittin rief 
sogar dazu auf, von den 
Castor-Protesten fern zu 


bleiben und kriminalisierte diese — ver- 
gangenen November fuhr er zusammen 
mit Claudia Roth ins Wendland und ließ 
sich als „Demonstrant“ von der Presse 
fotografieren. 


Und auch gerade in Sachen AKW-Stille- 
gung darf man Grün/Rot auf keinen Fall 
vertrauen! Schließlich war es die Rot/ 
Grüne Bundesregierung, die die heutige 
Laufzeitverlängerung der alten AKWs 
mit einem mehr als faulem ‚Atom- 
Kompromiss“ erst ermöglichte. Aus die- 
sem Vertrag war jederzeit der Ausstieg 
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möglich, was Schwarz/Gelb dann auch 
auf Bundesebene ım letzten Herbst um- 
setzte. Und auch ın der Bildungspolitik 
wird es trotz aller Versprechen wohl 
kaum Änderungen geben, genauso wenig 
wie in der Sozialpolitik, denn Rot/Grün 
war es, die Hartz IV und die Agenda 2010 
beschlossen und diese auch konsequent 
umgesetzt haben. 


Die Kardinalfrage wird sıch für die neue 
Regierung, insbesondere die Grünen, bei 
S21 stellen. Natürlich haben die beteilig- 
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ten Konzerne längst ıhre Pfründe gesi- 
chert und entsprechende 
Verträge abgeschlossen, 
die sie auf rechtlicher 
Ebene absichern. Und 
da der „Rechtsstaat“ 
ein Staat für das Recht 
des Kapitals ist, wird 
es im Zweifel immer 
heißen: S21 wird ge- 
baut werden. In glei- 
cher Weise sind die 
Grünen vor zwei 
Jahren in Hamburg 


auf die Schnauze 
gefallen: ein Gericht hatte entsch- 
ıeden, dass das Kohlekraftwerk 
Moorburg nicht mehr rückgängig 


gemacht werden kann. Die Grünen 
haben sich natürlich für die Macht und den 
Bruch ihres Wahlversprechens entschie- 
den — genauso wie bald in Stuttgart’ 


Alternative? 


Das einzige, was man dieser Regierung 
entgegensetzten kann, ist der politische 
Kampf. Auch wenn die neue Landes- 
regierung vertrauenswürdig erscheint, 


so wird sie, wie oben bereits erwähnt, 
den Interessen des Kapitals dienen. Man 
sollte nicht vergessen, dass Baden-Würt- 
temberg die Hochburg des deutschen 
Industriekapitals ist und gerade hier mit 
Nachdruck die Interessen des Kapitals 
mit allen Mitteln durchgesetzt werden, 
wie der 30.09.2010 gezeigt hat. 


Mit anderen Worten: Grün/Rot wird 
genauso „Regierungsfähigkeit“ beweisen 
müssen, wie es Schwarz/Gelb schon tat. 









Deswegen muss der Kampf gegen dieses 
System weitergeführt werden, egal welch- 
es „Farbenspiel“ der großen, etablierten 
Parteien gerade an der Macht ist. Insbe- 
sondere bei Stuttgart 21, aber auch bei den 
sozialen Fragen (Hartz 4) und den Folgen 
der Krise (Entlassungen z.B. bei Behr 
und Mahle) muss jetzt weiter entschieden 
Widerstand geleistet werden gegen die 
neue Landesregierung! 

Nur durch die Überwindung des Systems, 
des Kapitalismus, können die Interes- 
sen der Mehrheit gegenüber einer klein- 
en Minderheit, die die Macht inne hat, 
durchgesetzt werden! 


e Kein Stuttgart 21! Sofortiger Bau- 
stopp und Abbruch der Bauararbeiten 
ohne Entschädigung für die Konzerne! 


e Keine Entlassungen! Für die En- 
teignung aller Betriebe, die mit Ent- 
lassungen drohen, unter Arbeiter 
_innenkontrolle! 


oe Weg mit Hartz IV 
e Durchsetzung der Gewerbesteuer! 


Konzerne wie Daimler, Mahle und 
Bosch sollen ohne Abschläge zahlen! 
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London s calling! 
The making of a resistance! 


Ein Artikel von Georg Sax 


si 


Protest gegen die "Cuts" in London (Bild: Indymedia London) 


AM 26. März hörte man es über- 


all in der Londoner Innenstadt: ‚Stop 
the Cuts!“ Es war der landesweite Pro- 
testtag der Gewerkschaften, der in den 
letzten Monaten in ganz Großbritannien 
beworben wurde und an dem sich an die 
500.000 Demonstrant_innen beteilig- 
ten. Damit war die Demonstration die 
größte ihrer Art seit den Mobilisierungen 
gegen den Irakkrieg 2003. Die Demon- 
stration wandte sich gegen die massiven 
Angriffe und Kürzungen, die die Regier- 
ungskoalition aus „Liberaler Partei“ und 
„Konservativer Partei“ ım Öffentlichen 
Sektor durchführt. Zehntausende Ar- 
beitsplätze sollen verloren gehen, Mil- 
liarden Pfund sollen gespart werden. 
Das ist und war der Grund, warum 
Hunderttausende sich den Protesten 


gegen die Regierung anschlossen. 
Doch auch wenn sich die Stimmung klar 
gegen die momentanen Pläne der Regier- 
ung richtet, gibt es unterschiedliche Vor- 
stellungen, wie es jetzt weiter gehen soll. 
Die kämpferischsten Teile der Bewegung 
fordern natürlich, dass jegliche Kürzun- 
gen fallen gelassen werden sollen. Sie 
fordern unter anderem die Besteuerung 
der Reichen oder die Beendigung der 
Kriegsbeteiligung Großbritanniens an 
unterschiedlichsten Interventionen welt- 
weit. Doch das scheinen nicht alle so zu 
sehen. Vorne weg Labour Party (reformi- 
stische Arbeiterpartei in Großbritan- 
nıen) Vorsitzender Ed Millıband. Dieser 
forderte am 26. März eine Mäßigung der 
Regierung, sprach sich aber keineswegs 
gegen die Kürzungsprogramme der 
Regierung ım allgemeinen aus. Das ent- 
spricht auch dem momentanen Kurs der 
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gesamten Gewerkschaftsbürokratie, die 
vor allem darauf hofft, dıe Angriffe der 
Regierung abzufedern, die sıch selbst je- 
doch nicht veranlasst sıeht in irgendeiner 
Form ihre Vorhaben zu stoppen. 


„Die Angriffe der Regierung werden 
jedoch nur durch einen unbefristeten 
Generalstreik und letztendlich den Sturz 
der Regierung gestoppt werden.“ meint 
John Bohwman von REVOLUTION 
Großbritannien. Doch bis dorthin ist 
es noch ein weiter Weg. Die nächsten 
Monate müssen von Kommunist_in- 
nen vor allem dazu genutzt werden, um 
in die „Anti Cut“ — Gruppen zu ge- 
hen, auf Gewerkschaftstreffen für mili- 
tante Streikaktionen einzutreten und 
die Gewerkschaftsbürokratie und die 
versöhnlerische Politik der Labour Party 
offen herauszufordern. 
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Imperialismus 





Eines ist jedoch klar: die nächsten 
Wochen und Monate werden nicht nur 
darüber entscheiden, ob die Regierung ein 
Sparpaket durchsetzen kann oder nicht, 
sondern vor allem, ob die Arbeiterklasse 
und die Jugend dazu in der Lage sind, 
sich gegen die Regierung und das Kapı- 
tal zu wehren. Wenn sie diese Regierung 
wirklich stoppen wollen, dann müssen sie 
auch eine revolutionäre Alternative zur 
Krise des Kapitalismus entwickeln. „Die 
Polarisierung der Proteste zeigt, dass es 
sehr wohl möglich ist, eine kämpferische 
Opposition aufzubauen, den Wider- 
stand in einer revolutionären Organisa- 
tion zu bündeln.“ sagt Simon Hardy von 
Workers Power Großbritannien. 


Eine Perspektive für solche Kämpfe 
bieten viele derradikal scheinenden Grup- 
pen, wie zum Beispiel die Anarchist_ın- 


nen, jedoch nicht. Jetzt gilt es vor allem 
Druck auf die Führer innen der Massen- 
bewegung aufzubauen und die Basıs für 
Mobilisierungen zu gewinnen. Nur durch 
den gemeinsamen Kampf auf der Straße 
und ım Betrieb werden die Bürokrat_in- 
nen durch gewählte Kommunist_innen 
und Revolutionär innen ersetzt werden, 
nicht durch symbolische ‚„Riots“ fernab 
des Geschehens. 


Die Regierung und das System, das 
hinter ihr steht, werden nicht ohne Mili- 
tanz, ohne Gewalt gestürzt werden kön- 
nen. Es gibt sehr wohl Situationen, wo es 
unbedingt notwendig ist, sich gewaltsam 
gegen Polizei oder Militär zu verteidigen 
oder sogar anzugreifen. Doch sie muss so 
konzipiert sein, dass sie von einer Mas- 
senbewegung getragen werden kann. 
Wirklich revolutionäre Militanz zeichnet 


sich durch ıhre Wirkung aus, nicht durch 
ihren symbolischen Charakter. 


Daher gilt jetzt vor allem den General- 
streik vorzubereiten. Koordinierte 
Streiks, Besetzungen und Arbeitsnie- 
derlagen, Großdemonstrationen und Be- 
triebs- und Anwohnerversammlungen, 
das sind momentan die Schlachtfelder 
des revolutionären Geschehens in Groß- 
britannien. An diesem Kampf wird sich 
auch REVOLUTION Großbritannien 
weiterhin, gegen die Angriffe von Staat 
und Kapital, beteiligen! 


Für mehr Infos geh doch einfach auf 
die Seite von REVOLUTION UK: 


www.socialistrevolution.org 


Imperialismus oder Revolution 
— gibt es einen „demokratischen Weg“ für die Halbkolonien? 


SICHERLICH! 


So würden viele bürgerliche Politiker 
schroff erwidern und auf die unzähligen 
sogenannten demokratischen Repub- 
liken, ob in Afrıka, Asıen oder Amerika 
verweisen. Damit wäre für sie das Thema 
schnell vom Tisch und keinerlei weitere 
Diskussion notwendig. 


Doch war nicht die Republik Ägypten bis 
vor kurzem auch eine so genannte ‚De- 
mokratie“ und Husni Mubarak ihr de- 
mokratischer Präsident? So mochte einem 
scheinen, als Barack Obama 2009 dem 
bereits zurückgetretenen Diktator die 
Hände reichte, der knapp 30 Jahre mit Not- 
verordnungen das Land regierte. Nun ist 
Ägypten aber keine Ausnahme, sondern 
nur ein Beispiel für die Realität vieler 
dieser so genannten „Demokratien“. 
Da scheint es die pure Heuchelei zu sein, 
wenn sich nun die gleiche U.S.- Regierung 
über die Demokratisierungsprozesse ın 
Ägypten freut. Dummerweise ist es aber 
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das Militär, das momentan an der Spitze 
dieses Prozesses steht und ıhn erneut mit 
Feuersalven gegen Demonstrant innen 
begleitet. Zum Unglück der Bevölkerung 
mit Munition und Waffen, die in den USA 
produziert wurden. 


Doch was hat diese kleine „Anekdote“ 
mit der Frage zu tun, ob es einen de- 
mokratischen Weg für die Halbkolonien 
gibt? 


Sie zeigt ein grundlegendes Verhältnis 
auf, in dem diese Staaten im globalen Ge- 
füge stehen. Einem Gefüge, dass auf der 
Grundlage des Kapitalismus beruht. Doch 
in diesem Gefüge sınd nicht alle Staaten 
gleich zu betrachten. Es gibt Staaten, in 
denen die herrschende Kapitalistenklasse 
nicht nur „ihre eigene“ Arbeiterklasse 
und die restliche Bevölkerung ausbeutet, 
sondern darüber hinaus auch die Res- 
sourcen und die Arbeitskraft anderer Sta- 
aten. Wir kennzeichnen solche Staaten 
als imperialistisch. Es gibt jedoch auch 
Staaten, in denen die Kapitalist_innen 


Ein Artikel von Georg Sax 


nicht stark genug sind, sich selbstständig 
als herrschende Klasse zu etablieren und 
sıch gegen das Kapital anderer Staaten zu 
behaupten. Diese Staaten bezeichnen wir 
als Halbkolonien. Eines wird durch dieses 
Phänomen eindeutig erklärt: die Halb- 
kolonien befinden sich in stetiger ökono- 
mischer Abhängigkeit zu den imperialis- 
tischen Staaten (auch ohne militärische 
Interventionen, die nur als letztes poli- 
tisches Mittel des Imperialismus dienen). 


Aber wie sieht es mit der politischen Kom- 
ponente aus? Formell unabhängig von den 
ehemaligen Kolonialherren sind fast alle 
heutigen Halbkolonien offen dem Impe- 
rialismus verpflichtet. Sie schließen Ver- 
träge, führen Kriege, liefern Ressourcen 
und produzieren Produkte im Sinne des 
europäischen, amerikanischen oder osta- 
siatischen Imperialismus. Unbestreitbar 
ist jedoch auch, dass es in vielen Ländern 
ebenso formell demokratisch gewählte 
Regime gibt. In wenigen Fällen sind 
sogar einige demokratische Rechte, wie 
die Presse- oder Meinungsfreiheit ver- 
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wirklicht. Scheinbar ist es also möglich, 
bürgerlich demokratische Rechte auch ın 
Halbkolonien zu verwirklichen. 


Jedoch ist das nicht das Ende des Liedes. 
Der beschriebene Fall ist in der Praxis 
oft eine Ausnahme und dort, wo diese 
Rechte verwirklicht sind, stehen sie auf 
einem sehr instabilen Konstrukt. Stän- 
dig finden reaktionäre Staatsstreiche 
statt oder demokratische Rechte werden 
durch Notstandsgesetze und ‚„Einzel- 
fallentscheidungen“ ausgehebelt, wenn 
sie entgegengesetzt der Interessen der 
herrschenden Eliten sind. Was aber viel 
wichtiger ist, ıst die Tatsache, dass es 
den meisten Menschen in den Halbkolo- 
nıen mit bürgerlichen Demokratien prak- 
tisch genauso schlecht geht, wie denen 
in bürgerlichen Diktaturen. Dort gibt es 
keinen „überflüssigen“ Reichtum zu ver- 
teilen, der bestimmte Schichten befrie- 
den könnte. Es gibt nur Hunger und den 
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nackten Kampf von Millionen ums über- 
leben. Gerade in den Halbkolonien zeigt 
sıch am dramatischsten, dass bürgerliche 
Demokratie und Diktatur nur zwei unter- 
schiedliche Herrschaftsformen des Kapi- 
talismus sind, der Diktatur weniger über 
viele oder besser gesagt, die ökonomische 
Ausbeutung der Arbeiterklasse durch die 
Kapitalistenklasse. 


Die Schlussfolgerung für uns muss es 
daher sein, nicht nur für die bürgerli- 
che Demokratie zu kämpfen, sondern 
der bürgerlichen Diktatur mit der prole- 
tarıschen Revolution zu antworten. Trotz- 
dem dürfen Kommunist_innen nicht den 
Fehler begehen, demokratische Losungen 
abzulehnen. Wenn die Massen auf die 
Straße gehen, um ihre Diktatoren zu 
stürzen, dann werden wir die Losungen 
nach Meinungsfreiheit, Versammlungs- 
freiheit oder Streikrecht verteidigen. 
Wir werden jedoch mit aller Schärfe die 
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Revolution Aktions- 
programm Bildung 

program- 
matischer Beitrag 
zu den Bildungs- 


Imperialismus 





Freiheit der Ausbeuter, auf Kosten ihrer 
Unterdrückten Profite zu machen, ableh- 
nen. Demokratie für die Massen und die 
ökonomische Grundlage dafür kann es ım 
Zeitalter des Imperialismus nicht geben. 
Der Kampf für die Selbstbestimmung der 
Bevölkerung in den Halbkolonien muss 
logischerweise mit dem Kampf gegen den 
Imperialismus verbunden werden und die 
herrschenden Eliten hinwegfegen. 


Generäle, Großunternehmer, Staats- 
bürokratie... sie alle müssen vertrieben 
werden und durch Räte von Arbeiter _in- 
nen, landlosen Bauern, übergelaufenen 
Soldaten und der städtischen Armut er- 
setzt werden. Das ist die Grundlage, wie 
die Ausbeutung und Unterdrückung in 
den Halbkolonien beendet werden kann 
— der Aufstand für bürgerliche Freiheit 
muss zur sozialistischen Revolution 
werden! 


Revolution Aktions- 
programm Krise 
Unsere Analyse der 
Wirtschaftskrise und 
unsere Forderungen 
zum Thema. 


one solution, revolution! 
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Bürgerkrieg und imperialistische 
Intervention in Libyen 


Wie kann die libysche Revolution verteidigt werden? 


Ein Artikel von Tobi Hansen 


AM 17. März verabschiedete die 


UNO eine Resolution zur Errichtung einer 
Flugverbotszone über Libyen. Diese soll 
angeblich vor allem dem Schutz der Zivil- 
bevölkerung dienen. Schon zwei Tage 
später begannen Frankreich, die USA und 
Großbritannien mit der Bombardierung. 
Vor allem Frankreich preschte voran, un- 
ter der Führung von Präsident Sarkozy 
wurde eine „Koalition der Willigen“ ıns 
Leben gerufen. Wir erinnern uns: eine sol- 
che Koalition gab es auch beim Irakkrieg 
2003. Zur Begründung wird vorgescho- 
ben, dass die kriegsführenden Staaten 
dielibysche Bevölkerung vor dem Diktator 
Gaddafi schützen wollen. Beim Irakkrieg 
2003 wurden angeblich Massenvernich- 
tungswaffen gesucht, womit der damalige 
Diktator Hussein sogar Europa hätte bed- 
rohen können. 


Im letzten Jahrzehnt war Gaddafi ein enger 
Verbündeter der EU und der NATO, noch 
ım Frühjahr 2010 schloss Gaddafi große 
Waffendeals mit Frankreich ab, und auch 
die Öllieferungen gingen größtenteils 
in die EU. Über viele Jahre gaben sich 
die Staatschefs der EU die Klinke in die 
Hand, um Gaddafi ihre Aufwartung zu 
machen. Es ging um Öl, Waffen und die 
Rolle Libyens als verlängerter Grenzpo- 
lızist der EU. Mit zig Millionen wurden 
Lager ın Libyen aufgebaut, unter Gaddafis 
Herrschaft wurden tausende Flüchtlinge 
aus Afrıka inhaftiert oder getötet. In 
dieser Hinsicht war Gaddafi und sein 
Regime sogar der engste Partner der EU. 
Bis 2001 pflegte Gaddafi noch sein Image 
als „Schurkenstaat“, bis 1990 sogar als 
„Antiimperialist“- abgesehen von solchen 
Dingen bestand die über 40zig jährige 
Diktatur aber vor allem aus der Unter- 
drückung der politischen Gegner und ei- 
nem obskuren Herrscherkult als ‚„ Revolu- 
tionsführer“. 


18 one solution, revolution! 


Ebenfalls sollten wır einige ökonomische 
Fakten nicht außer Acht lassen. Durch 
die Ölexporte ist Libyen vergleichbar mit 
den Staaten der arabischen Halb-ınsel, 
welche durch die Exporteinnahmen ihre 
Herrschaft absichern. Dadurch wurden 
Teile der Bevölkerung, speziell im West- 
en rund um Tripolis, eng an das bisherige 
System gebunden, ihre soziale und poli- 
tische Teilhabe steht und fällt mit der 
Macht des Gaddafi — Clans. Andere Bev- 
ölkerungsgruppen im Osten und das Volk 
der Tuareg im Süden haben weniger Zu- 
wendungen erhalten. Hier sind Arbeits- 
losıgkeit und Armut ähnlich ausge- 
prägt wie in anderen nordafrikanischen 
Staaten. Gleichzeitig muss auch erwähnt 
werden, das der Großteil der Arbeiter- 
klasse in Libyen aus Ägypten stammte 
und mit dem Ausbruch des Bürgerkrieges 
geflohen ist. Die aufständischen Milızen 
setzen sich daher hauptsächlich aus der lib- 
yschen Jugend und desertierten Soldaten 
zusammen, und die politische Spitze aus 
ehemaligen Teilen des Regime, des Klein- 
bürgertums und der Intelligenz. 


Was sind die Motive der 
imperialistischen Staaten ? 


Wie verlogen die Argumentation der 
imperialistischen Staaten ıst, wird deu- 
tlich, wenn gleichzeitig ım Jemen und in 
Bahrein dutzende und hunderte Demon- 
strant innen abgeschlachtet werden, in 
Bahrein mit Unterstützung saudi — ara- 
bischer Truppen und unter Billigung der 
dort stationierten US — Truppen (siehe 
Artikel über die Ereignisse in Jemen, 
Bahrain und Syrien). Auch ım Irak und in 
Afghanıstan haben die imperialistischen 
Truppen bewiesen, das es ihnen nicht um 
den Schutz der Zivilbevölkerung geht, 
sondern um deren Unterwerfung und die 


Errichtung von ‚„Marionettenregimen“, 
welche die Befehle des Westens ausführen. 


Seit Beginn des Jahres ist die gesamte 
arabische und islamische Welt ın Aufruhr. 
Die erfolgreichen Massenbewegungen in 
Tunesien und Ägypten haben eine revo- 
lutionäre Dynamik ın dieser Region ent- 
facht. Zuvor waren die imperialistischen 
Staaten sehr zufrieden mit den Mubaraks 
und Gaddafis, beide unterdrückten die 
Massen und folgten jedem Befehl. Ameri- 
kanische und europäische Konzerne 
konnten dort gut schalten und wallten und 
vor allem die Ölvorräte ausbeuten. Diese 
Ordnung ist jetzt ins Wanken geraten. 
Das Eingreifen in Libyen ist, speziell für 
Frankreich, die letzte Chance, in diesen 
Prozess einzugreifen, und zwar in dem 
Sinne, dass die revolutionäre Bewegung 
abgewürgt wird und die Interventions- 
mächte sich eine neue Regierung basteln 
können. In Ägypten, wahrscheinlich dem 
wichtigsten Staat ın der Region, übernim- 
mt das Militär diese Rolle — ın Libyen 
gibt es derzeit keine Instanz, auf die sich 
der Imperialismus verlassen könnte. 


Neben der Absicherung der Ölvorkom- 
men und Öllieferungen geht es in Libyen 
also vor allem darum, dass der Westen 
überhaupt Teil der Entwicklung ist — so- 
zusagen einen Fuß in die Tür bekommt — 
und jetzt Einfluss in der Region nehmen 
kann. 


Wie verhalten sich Linke 


zum Krieg? 


In vielen europäischen Staaten gibt es der- 
zeit linke Parteien und Organisationen, 
die den Kriegseinsatz befürworten, mit 
der Begründung, dadurch würde ja dem 
Widerstand geholfen und die Zivilbev- 


ölkerung geschützt werden. Gleichze- 
itig gibt es aber stalinistische/autonome 
Gruppierungen und Strömungen, die 
Gaddafi als Antiimperialisten und Libyen 
als sozialistischen Staat abfeiern — wir 
wollen nun unsere Position erläutern, in- 
dem wır die Hauptfrage stellen: wıe kann 
die libysche Revolution siegreich sein? 


Zunächst einmal stellen wir fest, dass 
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sen diese „Linken“ sıch beeilen, auch für 
Syrıen’s Machthaber Parteı zu ergreifen, 
denn dort nennt sich die Diktatur auch 
manchmal noch sozialistisch. 


Der „Anti-Imperialismus“ kommt zum 
Tragen, wenn wiır für die Unabhängigkeit 
des Widerstands eintreten, dafür dass die 
Basıs der Rebellen ıhre Führung kontrol- 
lieren und einen möglichen Ausverkaufan 





Libysche Rebellen prüfen einen französischen Anti-Panzer-Raketenwerfer in der Nähe von 


Ajdabiya (Foto: tagesschau.de / AFP) 


es sich um eine demokratische Massen- 
bewegung handelt. Eine Bewegung, die 
schneller als in anderen Staaten zu den 
Waffen gegriffen hat und sich seitdem 
in einem blutigen Bürgerkrieg befindet. 
Alle sog. Verschwörungstheorien, der 
neu gegründete Nationalrat wäre nur eine 
Inszenierung des CIA oder ähnliches, 
lehnen wir ab. Wenn „Linke“ einen 
Kampf gegen eine Diktatur nicht erken- 
nen, dann ist das eine politische Ent- 
fremdung dieser „Linken“, daran hat der 
libysche Widerstand keine Schuld. Eben- 
falls verschwenden wir keine Zeit daran, 
Libyen als „sozialistisch“ oder Gaddafi 
als „antiimperialistisch“ zu bezeichnen. 
Wer das tut, liegt auf der Komastation 
der „Linken“. Gaddafi war 10 Jahre lang 
treuer Befehlsempfänger des Imperialis- 
mus, mit Italiens Berlusconi ganz dicke, 
tötete Flüchtlinge wenn's der EU passte 
und verfolgte jeden politischen Gegner 
— wenn das Sozialismus sein soll, müs- 


die imperialistischen Staaten verhindern 
soll. Dafür wird es entscheidend sein, 
dass die Milizen sıch in Räten ın Stadt 
und Land organisieren und die Kontrolle 
der Repräsentant innen des Nationalrats 
einfordern und umsetzen. Diese Basis 
muss verhindern, dass die Führer schon 
jetzt Verträge mit Frankreich aushandeln, 
während ıhr Kampf noch nicht gewon- 
nen wurde. Sıe müssen Unabhängigkeit 
von den imperialistischen Truppen ein- 
fordern und gleichzeitig versuchen, an 
alles Kriegsmaterial ran zu kommen, was 
möglich ist — nur ein militärisch starker 
Widerstand kann sıch auch nach dem 
Bürgerkrieg gegen den Imperialismus be- 
haupten. 


Eine antı — imperialistische Einheits- 
front mit Gaddafi ist strikt abzulehnen, 
solange dieser weiterhin den Widerstand 
bekämpft und Stadt um Stadt versucht 
aus zu räuchern. Diese Revolution kann 


Aid-Idarialelarıl 





nur siegreich sein, wenn es gelingt, weit- 
ere Teile der Bevölkerung zu bewaffnen 
und wenn es gelingt, eine Verbindung zu 
den siegreichen Bewegungen in Ägyp- 
ten und Tunesien herzustellen. Natürlich 
verfolgen derzeit die arabischen Massen 
den Krieg in Libyen und natürlich haben 
sıe noch große Illusionen an den Westen 
und die Demokratie. Sie hoffen, dass 
der Westen ihren Brüdern und Schwest- 
ern in Libyen schon helfen wırd. Dabei 
würde eın genauer Blick auf die Siıtua- 
tion im Irak, ın Afghanistan und Pakistan 
reichen, um zu sehen, wie die Interessen 
des Imperialismus aussehen, und vor al- 
lem, wie sie umgesetzt werden. Überall 
dort wurden neue Marionetten des Im- 
perialismus eingesetzt. In diesen Staaten 
gibt es weiterhin keine grundlegende 
Umsetzung von Menschenrechten, sei es 
sozialer oder politischer Natur. 


Die großen arabischen Massenbewe- 
gungen müssen die letzte Schranke, die 
ıhnen der „Kolonialismus‘ mit auf den 
Weg gab, nun überwinden — ihre natio- 
nalen Schranken. War die Grenzziehung 
in Nordafrika und der arabischen Region 
insgesamt schon willkürlich gewesen, so 
können nun die revolutionären Massen 
einen letzten Schritt zur Befreiung gehen. 
Indem sie sich verbinden, international 
koordinieren und strukturieren, indem 
sıe das große Schreckgespenst des Impe- 
rialismus wieder erwecken — das geeinte 
arabische Volk. 


Dann ist es möglich, dass die Arbeiter- 
klasse, die Jugend und die Bauern inter- 
national geeint gegen den Imperialismus 
und gegen ihre falschen Führer kämpfen 
— dass Freiwillige aus allen Staaten den 
Kampf gegen Gaddafi und die imperialis- 
tischen Truppen aufnehmen. 


Deswegen ist die arabische Revolution 
noch lange nicht am Ende, sondern der- 
zeit im Wartestand. Gelingt es, die Macht 
der Militärs und der Reaktionäre zu bre- 
chen, dann erleben wir die Fortsetzung 
der Revolution. Dafür sollten Linke, So- 
zialist innen und Antı Imperialist_innen 
weltweit kämpfen — für die Weiterfüh- 
rung des revolutionären Kampfes! 


One Solution — REVOLUTION! 
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The Revolution goes on... 


Jemen, Bahrain und Syrien — 


wie entwickelt sich die arabische Revolution? 


Ein Artikel von Tobi Hansen 
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gebannt auf die Entwicklung in Libyen, 
wo sich die Rebellenmilizen einen unglei- 
chen Kampf gegen die Spezialeinheiten 
Gaddafis liefern. Täglich wechseln die 
Meldungen aus den Städten Misrata, Ber- 
ga u.a. über Gewinne und Niederlagen der 
aufständischen Milıizen. 


Dabei besteht die Gefahr, sich nicht mehr 
mit der Situation in anderen Staaten 
zu befassen - den Staaten, in denen die 
Revolution weiter fortschreitet. Ebenfalls 
dürfen wir die Entwicklung ın Tunesien 
und Ägypten nicht aus den Augen verlie- 
ren, dort konnten die Massenbewegungen 
einen ersten Sieg erringen. Nun stellt sich 
dort die Frage, wie es weitergeht, oder ob 
die Revolution schon zu Ende ist. 


Besonders interessant ist die Entwick- 
lung auf der arabischen Halbinsel. In 
zwei Staaten, Jemen und Bahrain, sind 
die Massen auf den Straßen. Im Jemen 
schon seit den ersten Protesten in Tune- 
sıen. Diese Entwicklung ist deswegen 
von Bedeutung, weil es auch in Saudi 
Arabien schon erste kleinere Proteste 
gab, die dann allerdings sofort verbo- 
ten und niedergeschlagen wurden — be- 
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sonders für den US Imperialismus ist 
das saudische Königshaus der wichtig- 
ste Verbündete ın der Region, aus der 
ökonomischen Perspektive wahrschein- 
lich der wichtigste Verbündete weltweit. 


Bahrain 


In Bahrain leben ca. 750.000 Men- 
schen, inklusive 250.000 Migrant innen, 
welche hauptsächlich in der Ölindustrie 
und im Dienstleistungsbereich tätig sind. 
Von den 500.000 Bahrainis gehören 
knapp 70% der Religionsgemeinschaft 
der Schiiten an und diese werden seit 50 
Jahren von einem sunnitischen Königs- 
haus beherrscht. Für die Schiiten in Bah- 
rain bedeutet dies vor allem politische 
und soziale Unterdrückung. Sıe haben 
weniger Zugang zu den politischen Ent- 
scheidungen und werden vom Staats- 
dienst ausgeschlossen, insgesamt leben 
sıe als „Bürger 2.Klasse“. Bahrain ıst das 
Dienstleistungszentrum auf der ara- 
bischen Halbinsel, eine Drehscheibe des 
Finanzmarktes in der Region und beliebt- 
es Tourismusziel für die reichen Scheichs 
aus den Nachbarländern. So sind viele 
Dinge, die in Saudi Arabien verboten 
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sind, wie z.B. Alkohol, in Bahrain erlaubt. 


Seit vielen Wochen haben sıch immer 
wieder Zehntausende auf dem Perlenplatz 
in der Hauptstadt Manama versammelt. 
Zu den Hauptforderungen der Demon- 
strationen gehörte die Umwandlung der 
absoluten Monarchie in eine repräsenta- 
tive Staatsform, eine neue Verfassung 
und dıe Zulassung von Parteien, d.h. eine 
Einschränkung der absoluten Macht des 
Monarchen Al-Khalıfa. Das Königshaus 
bestimmt bislang, welche Listen im be- 
deutungslosen Parlament sein dürfen. 
Allerdings war es mit das erste Emirat, 
in dem auch Frauen politische Ämter 
ausüben durften. Bislang sind die Si- 
cherheitskräfte, die zu großen Teilen aus 
Migrant innen bestehen (Inder und Paki- 
stanı), sehr brutal gegen den Widerstand 
vorgegangen, von mehreren Dutzend 
Toten und vielen Hundert Verletzten ist 
die Rede. Seit Anfang März sind zudem 
noch 1.000 saudische Soldaten in Bah- 
rain eingerückt. Dies geschah auf Bes- 
chluss des „Golf — Kooperationsrates“, 
welcher unter Kontrolle der USA steht. 
Die USA hat ıhre 5.Flotte in Bahrain 
stationiert, inkl. 5.000 Soldaten — Bahrain 
ist ein strategisch wichtiger Knotenpunkt 


“Vom Widerstand 
zur Revolution” 
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zur Kontrolle des persischen Golfes. Von 
dieser Insel aus ist es möglich, die sau- 
dischen Ölfelder zu überwachen. Ebenso 
dient Bahrain der USA als Stützpunkt ge- 
gen den Iran. Es ist daher nicht verwun- 
derlich, dass die USA in Bahrain nicht 
für Demokratie, Freiheit und Menschen- 
rechte eintreten, sondern der Gewalt ge- 
gen den Widerstand quası zusehen, bzw. 
durch ihr Nichtstun gutheißen. 


gehen verschiedene Schätzungen davon 
aus dass 40-60% der Bevölkerung unter- 
halb der Armutsgrenze leben. Besonders 
auf dem Land sınd die Verhältnisse hoff- 
nungslos. Dort leben ca. 80% der armen 
Jeminit innen, und diese müssen zwei 
Drittel bis drei Viertel ıhrer finanziellen 
Mittel für ihre Ernährung ausgeben. 

Bildung, Gesundheit und das gesamte 
Sozialsystem liegen am Boden. Stattdes- 
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Protest in der syrischen Stadt Banias. (Foto: tagesschau.de /AFP) 


Jemen 


Im Jemen gibt es seit dem 27. Januar Pro- 
teste gegen das autoritäre Regime des 
Präsidenten Saleh, welcher seit über 30 
Jahren regiert. Dieser war zunächst Prä- 
sıident des Nordjemen seit 1978 und hat 
dieses Amt auch nach der Vereinigung 
mit dem Südjemen im Jahr 1990 inne (der 
Nordjemen war westlich und der Südje- 
men stalinistisch orientiert). Einer der 
Auslöser der Proteste war das Vorhaben 
von Saleh, sich das Präsidentenamt auf 
Lebenszeit zu sichern. Ebenfalls wurden 
vor allem studentische Aktivist _innen 
von den Protesten in Tunesien motiviert, 
sich gegen die Diktatur aufzulehnen. 


Fast die Hälfte der ca. 20 Millionen Jemi- 
nit innen ist 15 Jahre oder jünger, doch 
diese Jugend hat keine soziale Perspe- 
ktive. Schon immer war der Jemen das 
Armenhaus der arabischen Welt, heute 


sen ist Jemen Verbündeter der USA und 
Großbritannien im Kampf gegen den 
„Ierrorismus“. Besonders im Nordje- 
men gibt es einen permanenten Krieg, 
dort werden Al-Quaida Zellen gejagt — 
dafür wird Geld im Jemen ausgeben, bzw. 
werden Finanzmittel vom Imperialismus 
zur Verfügung gestellt. 


Seit Beginn der Proteste verliert Saleh 
auch innerhalb der alten Elite zunehm- 
end Rückhalt, so distanzierten sich auch 
führende Generäle vom Präsidenten, ein 
Generalmajor versprach, dass seine Trup- 
pen die Demonstrant innen schützen 
würden. 


Am 18.März gab es bislang den blutigen 
Höhepunkt des Konflikts. An diesem Tag 
starben 52 Menschen und ca. 300 wurden 
verletzt. Insgesamt starben bislang wohl 
mindestens 90 Menschen bei den Pro- 
testen. Die Opposition kann man derzeit 
am besten als eine „Volksfront‘“ verschie- 
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dener Kräfte darstellen, von ehemaligen 
stalinistischen Gruppierungen (der ehe- 
maligen Staatspartei des Südjemens), 
islamistischen und arabisch-nationalist- 
ischen (nach dem ehemaligen Präsidenten 
von Ägypten Gamal Abdel Nasser auch 
als „nasseristisch“ bezeichnet) Kräften, 
welche jeweils auch bewaffnete Kräfte 
stellen. 


Bis zu den nächsten Wahlen ım Herbst 
wird eine Neuaufstellung innerhalb der 
jeminitischen Einheitspartei (ehemalige 
Staatspartei des Nordjemens) erwartet. 
Immerhin hat der Sohn von Saleh wohl 
schon auf eine Kandidatur verzichtet. Die 
USA und Großbritannien werden jedes 
Regime unterstützen, das ihnen weiterhin 
das Staatsterritorium zum Kampf über- 
lässt — daher muss die Opposition geeint 
die imperialistische Kontrolle über das 
Land bekämpfen. 


Sollten ım Jemen und in Bahrain die 
Regime kippen, stellt sich unweigerlich 
die Frage, wie das saudische Königshaus 
weiter regieren kann — hier steht und 
fällt die Vorherrschaft der USA in der 
Region und auch der letzte Stützpfeiler 
der wackelnden US-Ökonomie. Eine 
demokratische Bewegung, welche die 
Mindestforderungen gegen die Monar- 
chie und zur Gleichstellung der verschie- 
denen Bevölkerungsgruppen stellt, kann 
somit zur größten aktuellen Bedrohung 
des US-Imperialismus werden. 


Syrien 


In Syrien herrscht der Assad-Clan seit 
über 40 Jahren. Dort „gelang“ ım Jahr 
2000 auch der Übergang von Vater Assad 
zu Sohn Assad, welcher das Regime 
fortsetzte. Obwohl es manch Hoffnungen 
in den Sohn Baschar al Assad gab, dass 
dieser sein Land Öffnen würde, hat der 
junge Assad nur die Politik der alten 
Elite fortgesetzt. Ähnlich dem System 
in Libyen und dem Regime von Sad- 
dam Hussein ım Irak nennt sıch Syrien 
heute „sozialistische Volksrepublik“. 
Dies ıst vergleichbar mit vielen ehemali- 
gen stalinistischen Regimen. Es gıbt ein 
Einparteiensystem, die Baath-Parteı und 
einige gesteuerte „Blockparteien“ (die 
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gabs auch in der DDR) bestimmen das 
Land. In der Rechtsprechung wird der 
Religion, der islamischen Scharıa vertraut 
— dies ıst ähnlich der libyschen „Volksre- 
publik“. Die Baath-Parteien waren im 
Irak und Syrien stalinistische, nation- 
alistische Parteien, welche ideologisch 
aus dem „Panarabismus“ stammten und 
ebenso Teile des Stalinismus kooptierten. 


In Syrien ist die Herrschaftselite zu- 
dem auf die Religionsgruppe der Ala- 
witen beschränkt, welche 10% der in- 
sgesamt 20 Millionen Syrer ausmachen. 
Diese ist dem schiitischen Islam näher, 
während 75% der Bevölkerung der sun- 
nitischen Glaubensrichtung angehören. 
Der syrische Staat zeichnet sich durch 
verschiedene Geheimdienste und Spitzel- 
organe aus. Auf vielen öffentlichen Plät- 
zen herrscht ein Gefühl der Angst und 
Beobachtung. Die Folterkeller Syriens 
werden auch von westlichen Geheim- 
diensten benutzt, wıe dem BND und CIA. 
Seit knapp 50 Jahren gilt der Ausnah- 
mezustand in Syrien, dies hat auch der 
junge Assad nie aufgehoben. Zu seinen 
großen Reformen, die er im Jahr 2000 
ankündigte, gehörte die Öffnung des In- 
ternets. Seitdem kann „Facebook“ und 
„Iwitter“ genutzt werden. Dies gilt vielen 
in der Opposition aber nur als weiteres 
Mittel, die Opposition überwachen zu 
können - daher werden diese Medien vom 
syrischen Widerstand auch kaum genutzt. 
Inzwischen deutet vieles darauf hin, dass 
Assad eine militärische Lösung vorbere- 
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itet. Die Hafenstadt Banjas, Zentrum der 
ersten Proteste, wurde abgeriegelt. 


Ebenfalls gab es Berichte, dass be- 
waffnete Alawiten sunnitische Demon- 
strant_ innen beschossen und getötet hät- 
ten. Mitte April ist die Armee ın Banjas 
eingerückt, von ihr ist das Gleiche zu er- 
warten. 


Der Fortgang der arabischen 
Revolution 


Während sich ın den genannten Sta- 
aten die Massen erheben und die Re- 
gime bedrohen, wird es für die gesa- 
mte Entwicklung entscheidend werden, 
wie sich die Lage in Tunesien und 
vor allem Ägypten weiter darstellt. 


Besonders in Ägypten haben die Massen 
erste Schritte unternommen, die Militär- 
regierung heraus zu fordern. Am 8.April 
gab es die erste Großdemo mit mehreren 
Hunderttausenden, die weitere Schritte 
des Militärs forderten, besonders was die 
Strafverfolgung des Mubarak-Clans an- 
geht. In der Nacht von Freitag zu Samstag 
räumte das Militär zunächst den Tahır 
Platz, ab 3 Uhr nachts gilt jetzt eine Aus- 
gangssperre. Dabei schossen die Soldaten 
in die Menge, drei Demonstrant_innen 
starben, dies waren die ersten Todesopfer 
seit dem Rückzug von Mubarak. Die 
Massen glauben noch an eine „Unabhän- 
gigkeit“ des Militärs, dass das Militär 


REVOLUTIONARE ANTIFA-SCHULUNG! 
vom 18. bis 19. Juni 2011 in Berlin 


Im Juni diesen Jahres organisieren 
wir von REVOLUTION eine 
bundesweite Schulung zum Thema 
Faschismus und welche Antworten 
Revolutionäre bieten, um ihn zu 
bekämpfen, ja zu besiegen. 


Der Grund für diese Schulung 
ist, neben der immer bestehenden 
Aktualität faschistischer Übergriffe, 
die ın vielen Ländern Europas 
stärker werdende Rechte und 


eine Art politischen „Schiedsrichter“ 
darstellen könnte, die Vorkommnisse 
vom 9.April zeigen den wahren Charakter 
des Militärs. 


Für die weitere Entwicklung ist es wich- 
tig, wie sich die Gewerkschaften und die 
linken Aktivist_innen für die nächsten 
Monate aufstellen. Wenn es ihnen gelingt, 
das Militär als das bloßzustellen was es 
ist — als Helfershelfer des Imperialismus 
— dann kann die ägyptische Revolution 
eine neue Stufe erklimmen. Dazu müssen 
sıe die sozialen Forderungen der Revolu- 
tion erheben und einen Streik durchset- 
zen, der schon Mubarak aus dem Amt 
trieb — einen unbefristeten Generalstreik! 


In einer solchen Situation wird die Armee 
nicht mehr „neutral“ oder „unabhängig“ 
erscheinen. Dann muss sie die Interessen 
des internationalen Kapitals umsetzen, 
vor den Augen Millionen Ägypter innen! 
Schon beim Sturz Mubaraks hatte die 
Armee nicht mehr die Kontrolle über 
die Soldaten. Diese wollten kein Mas- 
saker auf dem Tahir Platz veranstalten 
und solidarisierten sich mit den Massen. 
Diese Ausgangssituation kann die Macht 
der Generäle, des Generalrats endgültig 
brechen. Dann können die Soldaten, die 
Beschäftigten und die Jugend ihr Schick- 
sal selbst in die Hand nehmen und erneut 
eine mächtige Dynamik ın der arabischen 
Welt bewirken. 


die zunehmende Aggressivität 
faschistischer Organisationen und 
Parteien in Zeiten der Krise. Wir 
laden dich daher zu unserer offenen 
Antifaschulung ein. Komm vorbei, 
diskutiere mit und tritt mit uns in 
Aktion! Wenn du kommen möchtest 
oder Informationen benötigst, melde 
dich an: 


sermany@onesolutionrevolution.de 
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Frankreich wieder einmal ein Gipfel- 
treffen der G8 und der G20 Mächte statt. 
Diese „G-Staaten“ sind ein Zusam- 
menschluss der imperialistischen Indus- 
trienationen wie USA, Deutschland oder 
Groß-Britannien, aber auch Ländern, wie 
Indien oder Brasilien, die sich gerne als 
solche etablieren möchten. Die G20 Län- 
der repräsentieren 88,2% des weltweiten 
Bruttoinlandseinkommens. Auf diesen 
Treffen werden die Interessen der jew- 
eiligen Nationen abgesteckt. Dort wird 
entschieden, unter welchen Bedingun- 
gen der weltweite Profit gemacht wird, 
also der Plan des freien Marktes in ei- 
nem eigentlich freien, durch Angebot und 
Nachfrage regulierten Markt. Jedes Land 
versucht, sich eine möglichst gute Posi- 
tion, in Konkurrenz zu den anderen „G- 
Ländern‘, zu schaffen. Aber vor allem 
geht es darum, die Herrschaft der Imperi- 
alisten über den globalen Markt aufrecht 
zu erhalten. 


Doch selbst die bürgerlichen Medien ha- 
ben seit der Wirtschaftskrise vor drei 
Jahren Wind von den Spannungen in- 
nerhalb der Teilnehmerstaaten bekom- 
men. Frankreich beklagte sich, dass 
Deutschland die Löhne der Beschäft- 
igten erhöhen solle, weil Deutschland 
einen schnellen Aufschwung durch 
Ex- porte erwirtschaften 
_ konnte, und Frank- 
reich, aber auch 
andere Industrien- 
ationen, ein starkes 
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Handelsbilanzdefizit aufwiesen. Aktuell 
bahnt sich ein Konflikt mit China an, ein 
Staat ohne Schulden und mit enormen 
Reserven. Die Exporte aus China haben 
sich über die letzten Jahrzehnten stark 
gesteigert, was man auch hier bemerkt, da 
nahezu jede dritte Ware, die man kauft, 
aus China kommt. In den letzten Jahren 
ist das chinesische Kapital eine reale Ge- 
fahr für die Vormachtstellung der USA 
geworden. 


Laut Wikileaks sprach US Außenmin- 
isterin Clinton mit dem australischen 
Premier über eine „massive Truppenver- 
stärkung“ ım Südpazıfik. Dieser Trend 
kann sich auch in Zukunft weiter ver- 
schärfen und auch in militärischen Aus- 
einandersetzungen münden. Dies wäre ja 
nichts neues, da Kriege im Kapitalismus 
schon immer genutzt wurden, um über 
die Neuaufteilung der Welt, im Sinne 
des Imperialismus, zu ringen. Es sind 
die inneren Widersprüche des Kapitalis- 
mus, die jede Konferenz zum scheitern 
verdammen, was man seit 1997 auf den 
Klimagipfeln beobachten kann, bei denen 
produktive Ergebnisse nunmehr seit 14 
Jahren auf sich warten lassen. So haben 
sogar die bürgerlichen Medien die Klima- 
gipfel mit den passenden Worten „Viel 
heihe Luft um nichts“ beschrieben. 


Wir wollen und können diese Umstände 
nicht tolerieren, da die G8/20 Staaten 
sıch über jegliche Interessen der Welt- 
bevölkerung hinwegsetzen. In ihrem In- 
teresse werden Kriege, wie zum Beispiel 
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m Schraubstock 
G20 Treffen in Frankreich 
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in Afghanıstan geführt und Menschen 
arbeiten in armen Ländern unter schlech- 
testen Bedingungen, um die Taschen der 
Profiteure zu füllen und können dabei 
am Ende nicht einmal für die nötigsten 
Dinge des alltäglichen Gebrauches ihrer 
Familie aufkommen. Wir haben im Ge- 
gensatz zu Organisationen wie Green- 
peace, Attac oder anderen NGO'’s keine 
Illusionen in die Konferenzen und Treffen 
der Herrschenden. Sie werden uns nicht 
helfen, sie müssen gestürzt werden. 





Deshalb: kommt im Maı diesen Jahres 
nach Deauville zum G8-Gipfel und im 
November nach Cannes zu den G20- 
Protesten, um gemeinsam gegen diese 
Hunger- und Gewalt fördernden Aus- 
wüchse des weltweiten Finanzkapitals zu 
demonstrieren! Lasst uns zeigen, dass wir 
das nicht mehr mit uns machen lassen! 


Termin: GS-Gipfel in Deauville, 
Frankreich, 26.-27. Mai 2011 


® 
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Ein Artikel von Ernesto 


A propos Erdbeben: 


Was ist eigentlich mit Haiti? 


E $ ıst doch immer wieder dasselbe 


mit den Massenmedien. Wenn es „Sensa- 
tionsmeldungen‘“ gibt, die sich kommerzi- 
ell gut ausschlachten lassen, überschlagen 
sich die Medien gerade zu mit Berichten 
und Artikeln. Doch genauso schnell, wie 
ein Thema die Medienlandschaft domini- 
ert, verschwindet es auch wieder. 


Ein gutes Beispiel dafür ıst Haiti. Wir 
erinnern uns: das Land wurde vor über 
einem Jahr, im Januar 2010, von einem 
verheerenden Erdbeben erschüttert. Über 
300.000 Tote, genauso viele Verletzte 
und bis zu 1,5 Mio. Menschen obdachlos 
(die Angaben schwanken stark). das war 
die schaurige Bilanz damals. Die „inter- 
nationale Gemeinschaft“, wie es dann 
immer so schön heißt, versprach Hilfe 
in Milliardenhöhe, viele Organisationen 
organisierten Spendensammlungen, die 
Welt war erschüttert. Doch heute scheint 
sich (hierzulande) kaum mehr jemand für 
Haiti zu interessieren. 


Dabei hat sich die Lage im Land seit- 
dem nur unwesentlich verbessert. Von 
den lauten und medien-inszenierten 
Versprechungen des Wiederaufbaus ist 
nicht viel übrig geblieben. Zwar ist viel 
Geld nach Haiti geflossen, aber dafür ist 
die Bilanz ernüchternd. Die Hauptstadt 
Port-au-Prince gleicht immer noch einem 
Trümmerhaufen, sehr wenige Wohnun- 
gen wurden neu aufgebaut. Das einzige 
fertig gestellte Großprojekt ıst der Wieder- 
aufbau des internationalen Flughafens. 
Viele der Menschen, die damals ihre 
Wohnungen und/oder Häuser verloren 
haben, wohnen immer noch in den „pro- 
visorischen“ Zeltstädten, die damals 
nach dem Erdbeben errichtet wurden. 
Die Infrastruktur sowie die Wasser- und 
Gesundheitsversorgung sind nach wie vor 
katastrophal. 

In ganz Haiti, aber besonders in den Zelt- 
städten, greift die Cholera um sich. Laut 
haitianiıschem Gesundheitsministerium 
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sind seit dem Ausbruch der Cholerae- 
pedimie ım Oktober 2010 rund 4.600 
Menschen an der Krankheit gestorben, 
über 100.000 sind bereits infiziert‘. Der 
haitianische Staat, die UNO, die reichen 
Länder und die zahllosen Hilfsorganisa- 
tionen — sie alle bekommen es nicht auf 
die Reihe, die Epidemie einzudämmen. 


Aber auch die Gewalt eskaliert in den 
Zeltstädten. Frauen und Mädchen sind be- 
sonders oft vonsexueller Gewaltbetroffen. 
Lisa Davis, Direktorin der Organisation 
„Mujer Madre“, beklagte 465 Fälle von 
Vergewaltigungen ım Jahr 2010 und die- 
ses Jahr bereits über 90°. Die Frauen und 
Mädchen sind dieser Situation wehrlos 
ausgeliefert, sie haben keinen Zugang zu 
ärztlicher Versorgung, die Polizei küm- 
mert sich einen Dreck. 


Zusätzlich versinkt Haiti im politischen 
Wahl-Chaos. Auf Druck der UN, be- 
sonders ın Gestalt des UN-Sonderge- 
sandten Bill Clinton, wurden in Haiti im 
November 2010 Präsidentschaftswahlen 
abgehalten - besser gesagt: seit November 
2010. Denn die Wahlen sind bis heute noch 
nicht beendet. Nach massiven Vorwürfen 
von Wahlbetrug und einem undurchsi- 
chtigen Chaos — viele Haitianer_innen 
konnten an der Wahl nicht teilnehmen, 
entweder weil sie ıhre Papiere verloren 
hatten, weil sie von ihrem Wahlkreis get- 
rennt waren, oder weil sie schlicht andere 
Probleme hatten (die Wahlbeteiligung ım 
November lag unter 25 %3) — fand Ende 
März die Stichwahl zwischen der ehema- 
lıgen First Lady Mirlande Manigat und 
dem Sänger Michel Martelly statt. 


Zusammengefasst: die Situation in Haiti 
ist nach wie vor katastrophal, und die ‚in- 
ternationale Gemeinschaft“ (was auch 
immer das sein soll) hat versagt. Es zeigt 
sich aber auch, dass Haiti als kapitalist- 
isches Land absolut versagt hat. Der Staat 
ist überhaupt nicht handlungsfähig, was 


auch auf die neoliberalen Reformen in 
den 80er und 90er Jahren zurückzufüh- 
ren ist. Der Wiederaufbau, oder besser 
gesagt der Nicht-Wiederaufbau, wurde 
den Hilfsorganisationen und dem ‚freien 
Markt‘ überlassen. Wıe gut dieser mal 
wieder alles regelt, sieht man an der Woh- 
nungssituation: die Wohnungsmieten in 
Port-au-Prince haben sich seit dem Er- 
beben vervielfacht‘, und die reichen Im- 
mobilienbesitzer verdienen kräftig an 
der Katastrophe (nicht zuletzt durch gut 
zahlende NGO's). 


Es sei noch erwähnt, dass die Frage der 
Hilforganisationen in Haiti auch schon 
vor dem Erdbeben ein heikles Thema 
war. 2009 machte die Entwicklungshilfe 
ein Drittel des Bruttoinlandprodukts aus’. 
Viele Haitianer_innen leben direkt oder 
indirekt von der vielfältigen Hilfe. Und so 
manch einflussreicher Zeitgenosse dürfte 
aufgrund dieser Zahlen ein ordentliches 
Interesse daran haben, dass das auch so 
bleibt. Der mediale und politische Um- 
gang mit Haiti lässt auch das Hauptprob- 
lem außen vor: den Imperialismus. Dass 
Haiti auch ohne Erdbeben schon ein bet- 
telarmes Land war, dass am Tropf vor al- 
lem der USA und Frankreichs hing und 
hängt, hat Gründe und mächtige Interes- 
sen. Deshalb ist die „internationale Ge- 
meinschaft“ auch daran interessiert, dass 
in Haiti politisch und ökonomisch alles 
beim Alten bleibt, und bestimmt ist es den 
Mächtigen dieser Welt gar nicht so unre- 
cht, dass es so ruhig um Haiti geworden 
ist. 


! Welt Online: „Dramatische Prognose zu Cholera- 
Epidemie in Haiti“ 


? Zitiert nach www.hispaniola.eu 
° Le Monde Diplomatique: „Wahlen ohne Staat“ 


* Le Monde Diplomatique: „Das alte Elend von 
Haiti“ 
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George Orwell: „1984“ — kommunistische Anti-Utopie? 


Ein Artikel von Tobi Hansen 


<EORGE 
RWELL 


1984 


Der Roman „1984“ ıst neben „Schöne, 
neue Welt“ von Aldous Huxley die 
bekannteste Schreckensutopie einer 
totalen Staats- bzw. Parteiherrschaft. Das 
Buch wurde von dem englischen Autor 
George Orwell 1948 geschrieben und 
spielt im Jahr 1984 ın England. 


In dem Buch wird England, mittlerweile 
zu Ozeanien mutiert, von einer allgegen- 
wärtigen, totalitären Partei beherrscht. 
Alle Menschen stehen fortlaufend unter 
Beobachtung, alles wird strengüberwacht. 
Der kleinste Fehltritt oder die geringste 
Spur von Auflehnung bzw. nicht 100 % Un- 
terwerfung werden sofort bestraft. Über- 
all gibt es sogenannte Teleschirme. Diese 
werden von dem Geheimdienst mit dem 
treffenden Namen „Gedankenpolizei“ 
betrieben. An der Spitze des Staates steht 
der ominöse „Große Bruder“, der immer 
Recht hat und allwissend ist. Die Gesell- 
schaft ist streng ın soziale Kasten getrennt 
und alle Produkte sind rationiert und kon- 
trolliert. Für gewöhnlich gilt „7984“ für 
alle Verteidiger innen des Kapitalismus 
als Parade-Beispiel, wohin jeder Versuch 





des Sozialismus führen würde. So ist die 
Geschichte des Buches, wıe schon zuvor 
der (ebenfalls sehr lesenswerte) Roman 
„Farm der Tiere‘ von Orwell, ein klarer 
Verweis auf die Entwicklung ın der 
Sowjetunion hin zum totalitären Unter- 
drückungsstaat. 


Jedoch wird dabei vergessen, dass George 
Orwell selbst Sozıalist war. Er kritisierte 
die Sowjetunion vor allem von einem 
linken Standpunkt aus — weder hat er den 
Kapitalismus verteidigt, noch hat er in 
seinen Büchern die These aufgestellt oder 
vertreten, dass alle Revolutionen in diese 
negative Richtung gehen würden. 


George Orwell war im spanischen Bürger- 
krieg als Journalist beteiligt und schloss 
sıch später auch der trotzkistischen 
POUM als Kämpfer an. In „7984“ taucht 
Trotzki auch auf - in Gestalt der größten 
Hass-Figur des Regimes Goldstein 
(Trotzki hieß mit bürgerlichem Namen 
Leo Bronstein). Eine klare Analogie 
zur Entwicklung der Sowjetunion unter 
Stalin, als nach der Stalinisierung und 
dem Zerschlagen der linken Opposition 
gegen Ende der 20er Jahre eine beispi- 
ellose Verklärung der „Trotzkisten“ als 
Verräter, Agenten des Imperialismus und 
schließlich als faschistische Verschwör- 
er innen eintrat. 


Heute, 20 Jahre nach dem Fall des Stalin- 
ismus, hat „/984“ eine neue Bedeutung 
bekommen und wendet sich gegen jene, 
die die Bedeutung des Buches über Jah- 
rzehnte verklärt haben. So ist z.B. der 
alles überwachende Teleschirm ein Ver- 
weis auf die technischen Möglichkeiten 
der Unterdrückung und Überwachung 
— Datenspeicherung, elektronischer Per- 
sonalausweis und Überwachungskameras 
lassen grüßen. In dem Buch wird auch 
ein ewiger, nicht zu gewinnender Krieg 


zwischen den Weltmächten geführt, der 
nur um seiner selbst Willen existiert und 
dem Machterhalt der herrschenden Eliten 
dient. Heute kennen wir diesen als „Krieg 
gegen den Terrorismus‘. 


So hat Orwell ın seinem Klassiker viele 
Erscheinungen sowohl ım Stalinismus 
als auch im Kapitalismus verarbeitet und, 
wenn man so will, auch vorhergesehen. 


„1984“ ıst nicht nur deshalb, sondern 
auch einfach als super spannender Roman 
ein „Das muss ich gelesen haben - Buch“. 





FE 


George Orwell (* 25. Juni 1903 in Moti- 
hari, Bihar, Britisch-Indien als Eric Ar- 
thur Blair; f 21. Januar 1950 ın London) 
war ein britischer Schriftsteller, Essayist 
und Journalist. Durch die Farm der Tiere 
und 1984 wurde Orwell weltbekannt 
und zählt heute mit seinem Gesamtwerk 
zu den bedeutendsten Schriftstellern der 
englischen Literatur. Orwell benutzte 
zeitweise auch das weitere Pseudonym 
H. Lewis Always. (aus wikipedia.de) 
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REVOLUTION 





international communist youthorganization 





Eine Vorstellung 


Wer ist REVOLUTION? 


Wir sind eine antikapitalistische internationale Jugend- 
organisation. Wir sind aktiv in verschiedenen europäischen 
und asiatischen Staaten. Auf unserer Webseite www.onesoluti- 
onrevolution.de findet ihr unser Programm, Stellungnahmen, 
Demoberichte und Artikel von uns. Wir bringen regelmäßig die 
Zeitung „REVOLUTION“ heraus. 


Was macht REVOLUTION? 


In Deutschland sind wir aktiv gegen Bildungs -und Sozialabbau, 
Krieg und Faschismus. In unseren Ortsgruppen machen wir re- 
gelmäßige Veranstaltungen und Aktionen. Wir laden Euch ger- 
ne ein bei uns vorbei zuschauen oder mitzumachen - nehmt 
Kontakt auf über germany@onesolutionrevolution.de! 


e | | 
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Was will REVOLUTION? 


Hinter dem System von Ausbeutung, Hunger, Krieg und Un- 
terdrückung steht der globale Kapitalismus, die Herrschaft 
Weniger über die große Mehrheit. Gemeinsam mit Euch 
wollen wir Kapital und Staat bekämpfen für eine gerechte, 
solidarische sozialistische Gesellschaft eintreten. 


Informiert Euch, nehmt Kontakt auf! 


One solution — REVOLUTION!! 
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U-danlalz 





Termine April bis Juni 2011 


Ortsgruppen-Treffen 


REVOLUTION Treffen Freiburg 
Jeden Dienstag um 18.00 Uhr 
im Geier (Belfortstraße 38). 


REVOLUTION Treffen Stuttgart 
Jeden Mittwoch um 18.30 Uhr 
im Jugendhaus West Bebelstraße 
26, Anfahrt mit U2/U9 bis 
Haltestelle Schwab-/Bebelstraße. 


REVOLUTION Treffen Berlin 


Jeden Montag um 18.00 Uhr im 
Salvador Allende (Jonasstraße 29/ 
U8 Leinestraße) 


Termine 


16.04. 2011, Stuttgart 
Großdemo „S21 stoppen — wir 
nehmen euch beim Wort!“ 


Beginn: 14 Uhr auf dem Schloss- 


platz in Stuttgart 


30.04. 2011, Stuttgart 

Revolutionäre 1. Mai-Demo in 
Stuttgart, Beginn 15.00 Uhr auf 
dem Marktplatz in Stuttgart (vor 
dem Rathaus). Im Anschluss ab ca. 
18.00 Uhr Fest im Linken Zentrum 
Lilo Herrmann, Böblinger Straße 
105, Stuttgart.Nähere infos: www. 
erstermai-stuttgart.tk 


01.05. 2011, Stuttgart 
Revolutionäre 1. Mai-Demo in 
Stuttgart 

Beginn: 15.00 Uhr auf dem Markt- 
platz in Stuttgart 


01.05. 2011, Stuttgart 

DGB-Demo zum 1. Mai in Stuttgart. 
Beginn: 10.00 Uhr auf dem Marien- 
platz. Danach Demo zum Karlsplatz 


01.05. 2011, Heilbronn 


Nazi-Aufmarsch in Heilbronn 
Gegenaktionen ab 10.00 Uhr in 
Heilbronn 


01.05. 2011, Kassel 


1. Mai Demo des DGB, mit 
antikapitalistischem Block 

Beginn: 11.00 Uhr Demo ab Nord- 
stadtpark (Mombachstraße), 11.45 
Uhr Kundgebung auf dem Königs- 
platz mit dem DGB Bundesvorsitzen- 
den Michael Sommer 


06 .05. 2011, Hamburg 
Offenes Leseseminar zu der 
Schrift von Rosa-Luxemburg 


Leseseminar der Gruppe Arbeiter- 
macht. Der Text findet sich im Inter- 
net unter http://www.mlwerke.de/ 
lu/lue.htm 

Freitag, 6. Mai um 16.30 Uhr im 
Magda-Thürey-Zentrum (Lindenallee 
72), Hamburg 

Weitere Infos auf arbeitermacht.de 


15.05.2011, Berlin 


„Vom Widerstand zur Revolution 
— Imperialismus in der Krise“ 
Veranstaltung von Arbeitermacht 
und REVOLUTION. 

Mehringhof, ab 13.00 Uhr. Nähere 
Infos demnächst im Internet und 
per Infomail. 


20-24 .05. 2011, Stuttgart 
Bundesweites Aktionscamp gegen 
521 („Baustopp selber machen“) 


Infos: 
www.baustopp-selber-machen.de 


18 -19.06. 2011, Berlin 
Revolutionäre Antifa-Schulung 


Im Juni diesen Jahres organisie- 
ren wir von REVOLUTION eine 
bundesweite Schulung zum The- 
ma Faschismus und welche Ant- 
worten Revolutionäre bieten, um 
ihn zu bekämpfen, ja zu besiegen. 
Infos und Anmeldung: germany@ 
onesolutionrevolution.de 


Ssealisirevolution,go 2] 


08 -12.08. 2011, London 
Internationales REVOLUTION Camp 


Im August diesen Jahres findet wie- 
der das internationale REVOLUTION 
Camp statt. Dort wollen wir mit 
Freund_innen und Genoss_innen 
aus aller Welt diskutieren, von ei- 
nander lernen und uns über unsere 
Erfahrungen austauschen. Natürlich 
ist auch für Spaß und Party gesorgt, 
immerhin hat man nicht alle Tage 
die Chance, so viele Kommunist_in- 
nen aus aller Welt, auf einem Fleck 
zu treffen. Wenn du Lust hast ge- 
meinsam mit uns nach London zu 
fahren, dann melde dich einfach an: 
germany@onesolutionrevolution.de 


Die Kosten für Verpflegung und 
Unterkunft belaufen sich auf rund 
120 Euro pro Person. 


Weitere Termine, ausführlichere Infos, aktuelle Ankündigungen findet ihr 
im Internet unter onesolutionrevolution.de oder ihr bestellt die Infomail. 


one solution, revolution! 
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